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WVänlerbetrug!
Aus der ParolenBiechſchmiede der kommuniſtiſchen Voſksbetrüger. Sozialdemokratiſche Arben

und bolſchewiſtiſche Schaumſchlägerei. Arbeiter, Wähier, Augen auf

Die Gothaer Forderungen.
Nachdem die kommuniſtiſche Reichstagsfraktion monatelang die

praktiſche Arbeit des Reichstags durch ihre Radautaktik auf
das empfindlichſte geſtört hatte, hat ſie unmittelbar vor der Auf-
löſung des Reichstags die ſogenannten Gothaer Forderun-
gen als Antrag vorgelegt. Bei der Abneigung der Kommuniſten
gegen parlamentariſche Arbeit beſteht kein Zweifel, daß es ihnen
mit der Verwirklichung dieſes Antrages durchaus nicht ernſt
iſt, er dient ihnen lediglich als Plattform für den Wahlkampf.
Deshalb ſei kurz zu den fieben Forderungen Stellung genommen.

1. Die Kommuniſten verlangen Aufhebung derjenigen Beſtim
mungen der Arbeitszeitverordnung, die Ueberſchreitungen des Acht
ſtundentages zulaſſen. Sie kommen mit dieſem Antrag ſehr
ſpät und ſind zugleich ſehr beſcheiden. Bisher haben ſie
den Kampf für die Aufrechterhaltung bzw. Rückeroberung des
Achtſtundentages ganz der Sozialdemokratie überlaſſen. Die ſo
zialdemokratiſche Reichstagsfraktion hat bereits im Herbſt 1928
die Verlängerung der Demobilmachungsbeſtimmungen zugunſten
des Achtſtundentages verlangt. Sie blieb mit dieſer
ganz allein. Auch bei dem Kampf gegen die Arbeitszeit
verordnung überließen es die Kommuniſten der Sozialdemo-
kratie, für den Achtſtundentag einzutreten. Alle Verbeſſerungs
anträge der Sozialdemokraten wurden von den bürgerlichen Par

teien niedergeſtimmt. S e nSeit Anfang 1924 kämpft die Sozialdemokratie für die Unter
zeichnung des Waſhingtoner Abkommens über den Acht-
ſtundentag. Auch hierbei ſtieß ſie bisher auf den Widerſtand aller
bürgerlichen Parteien. Die Kommuniſten verſtärkten dieſen Wider
ſtand, indem ſie den in Ausſicht genommenen Volksentſcheid als
Volksbetrug bekämpften. Die Sozialdemokratie hat ferner ver-
langt, die Regierung ſolle die Schlichtungsausſchüſſe anweiſen,
eine Verlängerung der Arbeitszeit über acht Stunden nur bei
zwingendem Nachweis volks wirtſchaftlicher Notwendigkeit und nur
von Fall zu Fall als verbindlich zu erklären. Sie hat ferner ſtets
gefordert, daß Ueberſchreitungen des Achtſtundentages nur auf
Grund von Tarifverträgen zuläſſig ſein ſollen und daß Ueberarbeit
bezahlt werden muß.

2. Die Kommuniſten verlangen ein Reichsgeſetz zur Erhöhung
der Reichsarbeiterlöhne um 40 Prozent. Länder, Gemeinden und
Privatbetriebe ſollen durch Geſetz verpflichtet werden, dieſelbe Er
höhung vorzunehmen. Die Löhne der Reichsarbeiter ſind bisher
nie im Reichstage feſtgelegt worden, ſondern ſtets durch Tarif-
verträge, die zwiſchen Gewerkſchaften und Reichsregierung ab-
geſchloſſen werden. Der Reichstag hat es bisher ferner abge
lehnt, die Löhne der Reichsarbeiter geſetzlich zu regeln. Die
Kommuniſten wiſſen alſo, daß ihr Antrag ganz ausſichts-
los iſt. Sie wiſſen aber auch, daß die Lohntarife von den Ge-
werkſchaften zum 31. Oktober 1924 gekündigt worden ſind und die
Reichsarbeiter ſich die erforderlichen Lohnerhöhungen erkämpfen
wollen. Die Löhne der Privatbetriebe durch Geſetz feſtzulegen,
iſt unſinnig und für die Arbeitnehmer ſchädlich und ge-
fährlich. Es bedeutet die Auslieferung der Lohn- und Gehalts-
empfänger an das reaktionäre Parlament, von dem die Kommu-
niſten ſonſt behaupten, daß es nichts Erſprießliches für die Ar-
beiterklaſſe ſchaffen könne.

3. Die Kommuniſten fordern Erhöhung der Erwerbsloſenunter-
ſtützung auf das Exiſtenzminimum, Verbot der Zwangsarbeit von
Erwerbsloſen, produktive Erwerbsloſenfürſorge, Schutz gegen Ent
laſſungen und Verbot der Betriebsſtillegungen. Keine Partei hat
ſo viel für die Erwerbsloſen getan wie die Sozialdemokratie.
Jahrelang ha ſich die Kommuniſten um die Unterſtützungsſätze
der Erwerbsloſen überhaupt nicht gekümmert. Daß letzthin die
Erwerbsloſenunterſtützung um durchſchnittlich 50 Prozent erhöht
wurde, iſt ausſchließlich das Verdienſt der Sozial-
demokratie. Sie beantragte Verdoppelung devlUnter-
ſtützungsſätze, fand dafür aber keine Mehrheit bei den bürger
lichen Parteien. Die von den Kommuniſten geforderte Feſtſetzung
der Unterſtützung nach einem „proletariſchen Exiſtenzminimum“
bedeutet die ſchärfſte Schädigung der Erwerbsloſen, denn dann
kann die Bureaukratie willkürlich. die' Unterſtützungsſätze be-
ſtimmen. Die Abſchaffung' der Pflichtarbeit der Erwerbsloſen hat
die Sozialdemokratiesbereits im- Frühjahr ver-
langt. Dieſen Antrag hat ſie im Juni wiederholt. Sie ver
kangte zugleich, daß die endgültige Erwerbsloſenverſicherung ge-
ſchaffen wird, durch die die Unterſtützung der Erwerbsloſen un
abhängig gemacht wird von Geſetzgebung und Verwaltung. Der
Sozialdemokratie iſt auch die produktive Erwerbsloſen-
fürſorge zu danken. Den unſozialen Abbau von Arbeitern,

der Abbauverordnung auszuſetzen.
Beſchluß aber nicht entſprochen. Gegen die Stillegung von Be-
trieben ſind ebenfalls alle zweckdienlichen Maßnahmen unter-
nommen worden; teilweiſe mit Erfolg.

4. Die Kommuniſten verlangen ſofortige Erhöhung der Unter
ſtützungsſätze für Kriegsopfer, Sozial und Altersrentner auf das
Exiſtenzminimum. Oben iſt bereits über die Unſinnigkeit und
Schädlichkeit der Feſtſetzung der Unterſtützungen nach dem Exiſtenz-
minimum, das Erforderliche geſagt. Die letzte Erhöhung der
Unterſtützungsſätze erfolgte unter dem Druck der Sozialdemokraten.
Daß die Erhöhung unzulänglich iſt, verdanken die Rentner den
bürgerlichen Parteien. Die Kommuniſten aber haben ihnen dabei
geholfen, denn ihre Anträge wurden nie ernſt ge-
nommen.

5. Die Kommuniſten verlangen ſofortige Aufhebung der
Umſatzzſteuer, der Mietſteuer und des zehnprozentigen Lohn-
abzuges. Auch die Sozialdemokratie will den Abbau der Umſatz-
ſteuer. Sie will aber auch keine neue Jnflation und muß deshalb
dafür ſorgen, daß jeder Ausfall aus der Umſatzſteuer durch Beſitz
ſteuern gedeckt wird. Die Mietſteuer iſt von der Sozialdemo-

gtie ſtets be kämpft worden. Sie hat ihre Exſetzung durch
eine Wohnungsbauabgabe und die Vermögensſteuer auf die großen
Vermögen gefordert. Nachdem inzwiſchen aber die Mieten weſent
lich erhöht worden ſind, enthält jetzt die Beſeitigung der Miet-
ſteuer die Gefahr, daß die erhöhte Miete in die Taſchen der
Hausbeſitzer fließt. Das wollen die bürgerlichen Parteien.
Es zu verhindern, verlangt das dringende Jntereſſe der Arbeiter-
klaſſe, vor allem auch deshalb, weil ſonſt alle Mittel zur Be-
kämpfung der Wohnungsnot fehlen. Jn dieſem Jahre ſind jedoch
etwa 50 000 Wohnungen gebaut und damit zum erſtenmal die
Wohnungsnot erfolgreich bekämpft worden. Die Sozialdemo-
kratie verlangt die Grmäßigung der Lohnſteuer.
Niemals haben die Kommuniſten einen Finger krumm gemacht,
um das zu erreichen. Nach der Beendigung der Jnflation im
November 1923 hat die Sozialdemokratie verlangt, daß nicht
12 Mk., ſondern 20 Mk. Wochenlohn ſteuerfrei iſt. Die Kommu-
niſten haben ſich überhaupt nicht gerührt. Wenn dieſes Ziel er-
reicht wird und die Beſitzenden ſtärker als bisher zu den Steuer-
laſten herangezogen werden, iſt das Jntereſſe der Arbeiterklaſſe
durchaus gewahrt. Denn ebenſowenig wie in Rußland kann in
Deutſchland das Arbeitseinkommen von allen Steuerlaſten befreit
werden.

6. Die Kommuniſten wollen Sicherſtellung der Ernährung der
Jnduſtriebevölkerung durch Beſchlagnahme der Ernte bei den Groß-
agrariern. Die Erfahrungen der Zwangs wirtſchaft haben
gelehrt, daß damit die Ernährung nicht ſichergeſtellt, ſondern
gefährdet wird. Die Verſorgung der Jnduſtriebevölkerung
mit Nahrungsmitteln iſt am beſten durch den freien Grenz-
verkehr zu erreichen. Daher bekämpft die Sozialdemokratie
die Agrarzölle. Sie iſt auch hierbei führen d geweſen ind hat
die Kommuniſten im Schlepptau gehabt.

7. Die Kommuniſten verlangen ſofortige Unterſtützung der
Kleinbauern durch wirtſchaftliche und finanzielle Hilfsmaß-
nahmen“. Genau ſo unbeſtimmt drücken ſich die Großagrarier
aus, wenn ſie die Kleinbauern als Stimmviehlbrauchen. Die
Sozialdemokratie hat in ihrem großen Antrag über die Neurege-
lung der Agrarverhältniſſe im einzelnen die Wege gewieſen, tie
den Kleinbauern zu helfen ſei. Nur ſie allein hat ſich auch gegen

die übermäßige Steuerbelaſtung der Kleinbauern gewendet.
Der Antrag der Kommuniſten hat lediglich agitatorrſche

Bedeutung. Soweit er Brauchbares enthält, iſt er nur
eine ſehr verſpätete Aufnahme ſozialdemokratiſcher Anträge.

Zur gefälligen Auswahl.
Jn der Sonntagsausgabe der „Roten Fahne“ konnte man auf

der erſten Seite leſen:
„Die Sozialdemokratiſche Partei kämpft um Miniſterſeſſel

und ſpekuliert darauf, daß Jhr- die Erfahrungen ſeit 1914 ver-
geſſen habt.“

Ein paar Spalten weiter wird aber folgendes ausgeführt:
Nicht um die Verteilung der Poſten ging es in dem langen

Kuhhandel um die Regierungsbildung, auch nicht die Machtfrage
ſtand auf der Tagesordnung.“

Nun können ſich die Leſer des kommuniſtiſchen Blattes aus-
wählen, welche Parole richtig iſt, ob die erſte oder die zweite.
Wahrſcheinlich werden manche von ihnen aus dieſer Ungereimtbheit
den Schluß, ziehen, daß ſich auf die ganze kommuniſtiſche Politik
kein Vers machen läßt.

Die Regierung hat dieſem

Vor der Anerkennung der Spwjetregierung. Dem., „Echo de
Paris“ zufolge wird die franzöſiſche Regierung wahrſcheinlich amAngeſtellten und Beamten hat ſie immer bekämpft. Auf ihren

Antrag hat der Reichstag beſchloſſen die weitere Durchführung Dienstag die Sowjetregierung anerkennen.

Dr. Wirth
auf dem Zentrumsparteitag.

Berlin, 28. Oktober. (Radiömeldung.)
Auf dem Reichs.parteitage des Zentrums erſtattete am Montag

der Fraktionsvorſitzende Fehrenbach Bericht über den Kuh-
handel um den Bürgerblock. Eine Erweiterung der Regierung auch
nach rechts ſei von der Zentrumspartei durchaus gebilligt worden.
Aus innenpolitiſchen Gründen habe ſich aber bald eine Ein-
beziehung der Deutſchnationalen in die Regierung als unmöglich
her ausgeſtellt.

Jm weiteren Verlaufe des Parteitags hielt am Montag der
frühere Reichskanzler Dr. Wirth eine große Rede. Das größte
Unglück für die deutſche Nation bedeute ein Abirren von dem gegen
wärtigen Weg der deutſchen Politik. Die deutſche Außenpolitik
müſſe Dienſt am Volke ſein ſie könne deshalb nicht unter dem Ge-
ſichtspunkt parteitaktiſcher Erwägungen oder um ein paar Miniſter
ſeſſel geführt werden. Wir haben bisher, ſo fuhr Wirth fort, eine

Brr Laſten, die uns der Verſailler Vertrag auferlegt
hat, getrieben, die von den politiſchen Gegnern als Erfül-
lIüngs politik gebennzeichnet worden iſt. Wenn nun im Wahl
aufruf der Deutſchnationalen die „Reinigung“ vom Erfüllungs-
geiſte gepredigt wird, wenn der Verfaſſung und dem Parla
mentarismus, die erſt die Kräfte geſchaffen haben, mit deren Hilfe
man Miniſterſeſſel erobern wollte, der ſchärfſte Kampf angeſagt iſt,
dann iſt das kein Jnnehalten der bisherigen Außenpolitik, ſondern
Schaffung von Gegenſätzen im Jnnern. Auch von der Gegenſeite
muß anerkannt werden, daß die Politik des Zentrums objektiv
richtig geweſen iſt. Wir vom Zentrum müſſen es ablehnen, unſere
Jrnk von der Rechten komplizieren zu laſſen. Unſer Kanzler

rx ſteht uns zu hoch, als daß irgendein Fleck von irgendeiner
Seite ihm angeheftet werden könnte. Habe ich nicht recht gehabt
nach all den Geſchehniſſen der letzten Wochen, ſchon früher vor den
Manövern der Deutſchnationalen zu warnen? (Langanhal-
tender Beifall.) Glaubt jemand, daß die vier von den
Deutſchnationalen präſentierten Miniſterkandidaten, die in der
entſcheidenden Sitzung vom 29. Auguſt mit Nein geſtimmt haben,
den außenpolitiſchen Kurs der Regierung Marx garantiert hätten?
Jetzt iſt es erwieſen, daß die deutſchnationale Fraktion am
29. Auguſt deshalb halb und halb ſtimmte, um die negativen Poli-
tiker nachher ins Kabinett zu ſchicken. Jn Zukunft handelt es
ſich um die Löſung folgender Probleme:

Sicherung unſerer heutigen Staatsform,
Beſeitigung des in unſerem Volke vorhandenen Elends,

3. Geſundung der Finanzen in Reich, Ländern und Gemeinden,
4. die große taktiſche und prinzipielle Führung der Außenpolitik.

Den Ausführungen des ehemaligen Kanzlers folgte ein
minutenlanger, nicht endenwollender Beifall. Juſtizrat Mönnig
betonte in ſeinem Schlußwort, daß der ſtarke Beifall, der Dr. Wirth
gezollt worden ſei, nur beweiſe, daß die Grundſätze, die er ver
treten habe, die Grundſätze der Partei ſeien. Als erſter Debatte-
redner ſprach der Frankfurter Univerſitätsprofeſſor Deſſauer, der
mit Genugtuung feſtſtellte, daß Marx nicht weiter nach rechts ge
gangen ſei. Man könne nicht zulaſſen, daß in das in Weimar ge-
baute Haus Leute hineingelaſſen werden, die von vornherein er-
klären, daß es ihre Abſicht ſei, dieſes Haus zu zerſtören. Abge-
ordneter Eſſer verwies auf die Tatſache, daß Laverrenz,
dem ein Miniſterpoſten zugedacht war, gegen die Dawes-Geſetze ge-
ſtimmt hat. Wie könne man von ſolchen Männern erwarten, daß
ſie, zur Mitregierung zugelaſſen, die von Marx erfolgreich be
ſchrittene außenpolitiſche Bahn mitgehen würden. Abgeordneter
Ulitzka (Oberſchleſien) bekannte ſich zum Kabinett Marx und
zum Feſthalten an der bisherigen Politik. Bedeutungsvoll war
auch eine Rede des rheiniſchen Reichstagsabgeordneten Dr. Kaas:
Außenpolitiſch geſehen entſpräche das ſozialdemokratiſche Pro-
gramm der internationalen Zuſammenarbeit ſicherlich mehr dem
überſtaatlich gläubigen Chriſtentum als der engſtirnige Nationa-
lismus, den man nicht mit KNnrecht „die Ketzerei des 20. Jahrhun-
ders“ genannt habe.

Kecde des Reſchskanziers.
Am Montagvormittag trat der Reichsparteitag des Zentrums

zuſammen. Die Programmrede hielt Reichskanzler Dr. Marx.Er führte u. a. aus: Unſer Recht auf Leben als Nation verlangt
ein freies Deutſchland, frei von Ketten, frei von militäriſcher Be
wachung, verlangt ein Groß-Deutſchland, in dem die ganze
deutſche Nation vereinigt iſt, verlangt ein Deutſchland mit Kolo-
nien damit dieſes friedliche Deutſchland Abſatz- und Austauſch-
gebiete für Rohprodukte und Waren hat. Deutſchlands Allein-
ſchuld am Kriege iſt eine Mär. Wir erſtreben die Befreiung
vom Schuldbekenntnis nur aus moraliſchen Gründen. Es wäre
eine unheilvolle Selbſttäuſchung, wenn wir annehmen wollten, der
Nachweis, daß uns nicht die Alleinſchuld am Kriege aufgebücrdet
werden kann, würde auch zur Folge haben, daß wir unſerer Ver
pflichtungen aus dem Verſailler Vertrag ledig würden.

Der Kanzler kam dann auf die Reparationsfrage zu
ſprechen, die nach Abſchluß des Londoner Vertrags endlich in die
Bahn einer ruhigen und leidenſchaftsloſen Entwicklung gebracht
ſei, die aber mit dem Londoner Vertrag noch nicht zum Abſchluß
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der Sozial demokratiſchen artei. gemeinſameErſtreben politiſcher Ziele bedeute nicht irgendwelches Aufgeben
weltanſchaulicher Grundſätze. Die Zentrumspartei werde beſtrebt t
ſein, gerade den ſozial bedrückten Schichten wieder das Gefühl
menſchlicher und nationaler Wertſchätzung zu geben. Ueber der
weltanſchaulichen und ſozialen Gliederung, die allzu leicht aus
einanderführe, ſtehe der natürliche Wille der deutſchen Nation, ein
Volk zu ſein, ein deutſches Volk zu ſein, eine Schickſalsgemeinſchaft,
eine Volks gemeinſchaft zu werden. Dieſen natürlichen Willen be-
einträchtigen ſchei trebungen, die aus dem landsmannſchaft
lichen Lager herfließen. Der ler wärnte davor, die Begriffe
Zentralismus und Föderalismus zu Schlagworten werden zu
aſſen. Bismarck habe mit den gleichen Dingen zu kämpfen ge-

habt; er habe die Frage machtpolitiſ gelöſt Wir müßten ver-
ſuchen, ſie geſinnungs politiſch zu löſen. Ziel ſei
klar: es ſei nur in natürlicher Gliederung in einem demokratiſchen
Deutſchland zu erreichen. Schwarz-Rot- Gold ſei nicht Ver-
ketzerung und Verkennung von SchwarzWeiß-Rot, ſondern das
Symbol für das politiſche Streben, das geſamte deutſche Volk in
natürlicher Gliederung ohne Vormachtſtellung eines einzelnen
Teiles zuſammenzufaſſen.

Der Kangler kam ausführlich auf die Wirtſchafts-, Sozial und
Finanzpolitik zu ſprechen. Die deutſche Regierung ſei zurzeit be-
mübt, durch den Abſchluß von Handelsverträgen der deutſchen
Volkswirtſchaft die ihr gebührende Stellung in der Weltwirtſchaft
zu verſchaffen. Bei den Verhandlungen laſſe ſie ſich leiten von der
Ueberlegung, daß der Export oberſte Forderung für uns ſei. Es
ſei zurzeit noch ſtark umſtritten, ob der Schutz der nationalen
Arbeit am beſten durch Schutzzölle oder durch Freihandel mit
Finanzzöllen geſichert ſei. Die Frage bedürfe für die Zukunft
ruhiger, ſachlicher Prüfung. Die Regierung ſei unter beſtimmten
Vorausſetzungen entſchloſſen das Waſhingtoner Ab-
kommen zu ratifizieren; die jetzige Regelung der Arbeitszeit
dürfe nur als Notbehelf angeſehen werden. Die dritte
Steuernotverordnung habe die Eigentumsanſprüche einesgroß en Teiles r deutſchen Volkes vorläufig zurückgeſtellt. Es
müſſe eine ernſte Sorge bleiben, zu überlegen, ob in ferner Zukunft
die Möglichkeit beſtehe, dieſe berechtigten Anſprüche zu befriedigen.
Aufgabe der Politik bleibt es, neue Anſiedlungen zu er-
möglichen. Eine ernſte Sorge bleibe auch die Wohnungs-
frage. An der Geſtaltung eines neuen einheitlichen Arbeits-
rechtes werde eifrig gearbeitet. Jm letzten Fahre habe die
Balancierung des Staatshaushalts nur durch ſteuerliche Eingriffe
in die Erträgniſſe der deutſchen Wirtſchaft erfolgen können. Die
Steuerſchraube müſſe in Zukunft gelockert werden. Die
im letzten Jahre beobachtete Politik der Verſtändigung, der An
bahnung vertrauensvoller Zuſammenarbeit mit den übrigen
Stagaten, auch mit denjenigen, mit denen wir im unſeligen Welt
kriege die Waffen gekreuzt haben, hat unbeſtreitbare Erfolge ge
zeitigt. Es wäre geradezu ein Verbrechen am deutſchen Volke,
würde dieſer Weg verlaſſen werden. Beim kommenden Wahlkampf
muß mit aller Entſchiedenheit die Bedeutung der Außenpolitik in
den Vordergrund geſtellt und eine Zuſammenſetzung des Reichs
Be erftrebt werden, die eine Fortſetzung dieſer Politik gewähr
eiſte

Hie deutſchnationalen Wahbllügner.
Auf die Ableugnungsverſuche, die aus wahlpolitiſchen Gründen

Graf We ſtarp, einer der Unterhändler im Kuhhandel über den
Bürgerblock, in der Kreuzzeitung unternommen hat, wird ihm
von der „zuſtändigen Seite“, die Beſcheid wiſſen muß, da ſie auch
dabei war, folgendes ins Gedächtnis zurückgerufen: „Es iſt unbe
greiflich, daß Graf Weſtarp beſtreitet, daß die Deutſchnationalen
die Richtlinien des Reichskanzlers vorbehaltlos anerkannt haben.
Demgegenüber muß feſtgeſtellt werden, daß bei den maßgebenden
letzten Verhandlungen zwiſchen dem Reichskanzler und dem deutſch
nationgdlen Beauftragten, in Antveſentheit auch der Reichsminiſter
Dr. Brauns und Dr. Streſemann vom Reichskanzler kein
Zweifel darüber gelaſſen worden ſei, daß die Verhandlungen nur
unter der Vorausſetzung weitergeführt werden könnten, daß die
Deutſchnationalen die Richtlinien nicht nur als Grundlage wei-
terer Verhandlungen betrachten, ſondern dieſelben rückhaltlos
als maß gebend für die Regierungsbildung anerkennen würden.
Die Deutſchnationalen haben dieſe Anerkennung ausdrücklich aus-
geſprochen vorbehaltlich der näheren Formulierung in der Regie-
rungserklärung. Es wurde ferner gar kein Zweifel darüber ge-
laſſen, daß der weſentlichſte Punkt der Richtlinien die Zuſicherung
der durchaus lohalen Durchführung der Dawes-Ge-
ſetze darſtelle. Dagegen jſt kein Widerſpruch ſeitens der deutſch
nationalen Verhandlungsführer erhoben worden! Es iſt ferner
unrichtig, daß, wie Graf Weſtarp ſchreibt, „es an Vorbehalten ent
ſcheidender Art gegen die Richtlinien nicht gefehlt habe“. Es iſt
von „Vorbehalten“ in entſcheidenden Punkten überhaupt nicht die
Rede geweſen.“

Dieſe offiziöſe Feſtſtellung wird den deutſchnationalen Wahl-
lügnern bei jeder paſſenden Gelegenheit entgegengehalten werden
müſſen.

Die Einſicht der AUneinſichtigen.
Der Sozial demokratiſche Parlamentsdienſt be-

richtet:
Die Führer der an ſich unbekannten Republikaniſchen

Der Wahlkampf bat begonnen. Mit welcher er ge-J
hrt zeigen hlaufrufe und Pre u un dereutſchnationalen, hin ſche Volksparteiler und niſten.

en t n, tätlichen Angriffen uſw., wie ſie bei derachwahl in Ober e in a traten, g Schon
ind die „Vaterlän nach langen Beratun en h einig, wiee ihren Li eieldei Ween die republikaniſchen ede und
unſeren Bund Und die Verſammlungsſprengungen am beſten be-
treiben können.

Hier, Kameraden, beginnt unſere Arbeit.
Es darf bei dieſer Wahl nicht eine Verſammlung der republika

Ilz h m ſ.
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Das jängſte Gericht am 20. Oktober 1924.

Parteien von den Monarchiſten und Kommuniſten geſprengt
werden.

Wir haben als Reichsbannerleute alle Verſammlungen der
republikaniſchen Parteien zu ſchützen, die Ruheſtörer, falls Polizei

u entfernen.
rſamglurgeſgps allein iſt es nicht getan. Jeder

cht, mit allen Kräften im Rahmen

nicht vorhanden,
Aber mit dem

unſerer Kameraden hat die Pfl
ſeiner Partei für deren Sieg und damit für die republikaniſche
Sache zu arbeiten.

Wir können als republikaniſche Verfaſſungsparteien nur die
Sozialdemokratiſche, die Demokratiſche und die Zentrumspartei an-
ſehen. Zwergparteien, auch wenn dieſe ſich republikaniſch nennen
und es vielleicht auch gut meinen, zerſplittern nur die Kräfte und
Stimmen und ſchaden der republikaniſchen Sache. Sie zu
unterſtützen, haben wir keine Urſache.

Kameraden!
Die genannten republikaniſchen Parteien, Sozialdemokrakten,

Demokraten und Zentrum, deren Verſammlungen wir zu ſchützen
haben, für die wir mit allen Kräften jeder für ſeinePartei arbeiten werden und müſſen, haben große, ja ſogar
grundſätzliche Meinungsverſchiedenheiten, eins aber haben ſie alle
gemeinſam:

den Willen zur Erhaltung der Republik
und damit des Deutſchen Reiches. Angeſichts dieſes hoben Zieles
glauben wir, nicht dringend genug raten zu können, die Aus-tragung der Meinungsverſchiedenheiten innerhalb der republika-
niſchen Parteien in Wort und Schrift während dieſes Wahl-
kampfes zu unterlaſſen. Wir alle haben einen gemeinſamen Feind,
die reaktionären Monarchiſten und deren Helfer, die Kommuniſten

jeſe niederzuringen iſt das Gebot der Stunde, darum:Schützt die Verſammlungen der republikaniſchen Parteien!
Partei, die bei dem letzten Reichstagswahlkampf vom 4. Mai
es im i zen Reiche aitf 45 000 Stimmen, alſo auf keiten Abgeotd-
neten, e, ſind zu der Einſicht gekommen, daß ſie, wie im Mai,ſo auch rn Degem er nur das Geſchäft der Republikfeinde be-
treiben würden, wenn ſie auch diesmal ſich mit einer Sonderliſte
beteiligen wollten. Alſo künden ſie an, daß die Republikaniſche
Partei, „um zu verhüten, daß eine ein iſt republikaniſche Stimme
unter den Tiſch fällt“ auf eine Aufſtellung eigener Kandidaten-
liſten ver zichtet. Dieſe Einſicht der wenigen die im
Frühjahr glaubten, eine beſondere Republikaniſche Partei ins Leben
rufen zu müſſen und der daraus entſtandene Entſchluß ſind äußerſt
löblich. Aber es heißt doch die eigene Bedeutung völlig überſchätzen
und unter den Anhängern der drei großen republikaniſchen Par
teien des Reiches nur Verwirrung ſtiften und der republika-
niſchen Sache ten Endes doch ſchaden, wenn die Republikaniſche
Partei, die nicht vorhanden iſt, laubt, die Anregung für
eine Art Burgfrieden zwiſchen Sozialdemokratie Zentrum
und Demokraten geben zu müſſen. Die Sozialdemokra
tiſche Partei wenigſtens wird den Wahlkampf in völliger in
abhängigkeit und mit der von jeher geübten Schärfe nach rechts und
links führen und damit der republikaniſchen Sache am beſten
dienen.

Die ſoztialiſtiſche Landtagsfraktion in Braunſchweig hat bei der
Landcsverſammlung einen Geſetzentwurf eingebracht, wongeh ſich

einer oitflöſen en m h an 7, C

Arbeitet mit allen Kräften, jeder für ſeine Pattei!
Unterlaßt die Austragung von Meinungsverſchiedenheiten wäh-

rend der Wahl!
Rüttelt alle Säumigen, Männer und Frauen, auf!
Stärkt unſeren Bund, das Reichsbanner, mit allen Kräften!
Die Welt ſieht bei dieſer Wahl nicht nur auf die republika-

niſchen Parteien, ſondern auch auf das Reichsbanner. Darum auf
zum. Wahlkampf mit allen Kräften, der Sieg wird und muß
unſer ſein!Niedet mit den monarchiſtiſchen reaktionären Deutſchnationalen
ind Volksparteilern, den Völkiſchen und den verräteriſchen Kom
muniſten, die unſer Volk und Land an den Abgrund gebracht
haben und dieſes Teeiben vereint fortſetzen!

Hoch die Republik und die republikaniſchen Parteien: Sozial
demokraten, Demokraten und Zentrum!

Hoch das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold!
Der Bundesvorſtand:

i. A.: Hörſing, Bundesvorſitzender.

Bayeriſches Querulantentuw.
München 28. Oktober. (Eig, Drahtbericht.)

Jn der Hauptverhandlung, die in der vorigen Woche vor dem
der Landtag am 68. Des

zetnber tſtattfinden
laatsgerichtshof zum Schutze der Republik e gen die Mitglieder

der O. C. wegen Geheimbündelei ſtattfand, iſt nach Anſicht

Saat da W of vere r
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e dere smanöver am handurger
8 Wahlreſultat.

haben den ulVeweis u al n den a iſcce der
Rei tage teien außer der Sogialdemokratiſchen
empfindlich an n eingebüßt haben. ozial
demokratie hat der ſtarken Wahlflauheit eine Vermehrung ihres was erbeſtandes erzielen können. Die Ver

minderung der Sitze der Sozialdemokratie und der Demokraten
gegenüber 1921 ändert abſolut nichts an dem glänzenden Ergebnis.
Wichtig und entſcheidend iſt der Fortſchritt der Sozialdemokratie

enüber den letzten Reichstagswahlen. Er zeigt uns, daß esſ. wieder aufwärts und vorwärts geht, Und wichtig iſt ins

beſondere der gut r der ausgeſprochenen Feinde der
Republik, der utſchnationalen, der Deutſchvölki-ſchen und der Kommuniſten Die Deutſchnationalen haben,
obwohl ihr Wahldienſt mit einem noch nicht dageweſenen Auf

wand von Geld, Material und Menſchen entfaltet worden iſt, mehr
als 25 Prozent an Stimmen gegenüber der letzten Reichstagswahl
eingebüſßft; der Verluſt der Völkiſchen iſt rund 65 Prozent und der
der Kommuniſten rund 33 Prozent.

Die Blätter der Rechten verſuchen das Hamburger Wahlreſultat
allerhand Rechenkunſtſtückchen ihren Leſern ſchmackhaft zu

machen und da ſie trotz aller Kunſt im Lügen einen Wahl
ſieg der Deutſchnationalen und der Deutſchvölkiſchen nicht zu
konſtruieren wagen, ihre Getreuen von der Hamburger Pleite
durch einen Hinweis auf den Mandatsverluſt der Sozialdemokratie
abzulenken. Die „Deutſche Tageszeitung“ ergeht ſich in Betrach-
tungen über die Bildung der neuen Hamburger Regierungsmehr-
heit. Mit einer Träne im Auge konſtatiert ſie, daß trotz Zu
ſammenraffung aller bürgerlichen Sitze eine bürgerliche Regie
rungsmehrheit doch nicht möglich ſei. Und ſie frohlockt ſchon, daß
die Deutſche Volkspartei mit den bisherigen Jnhabern der Mehr-
heit, den Sozialdemokraten und Demokraten, nach allem in letzter
Zeit Geſchehenen nicht zuſammenarbeiten werde. Den Vogel unter
allen Blättern ſchießt das Organ Stegerwalds „Der Deut-
ſche der die Jntereſſen der chriſtlichen Gewerkſchaften zu ver
treten vorgibt, ab, der triumphierend das Hamburger Wahl
ergebnis übertreibt: „Die rote Mehrheit in Hamburg beſeitigt.“
Von einer roten Mehrheit konnte in Hamburg keine Rede ſein.
Das wiſſen alle. Nur die Stegerwaldleute haben das in ihrer
Angſt um die Verluſte der Deutſchnationalen vergeſſen.

Hamburg hat einen prächtigen Schritt vorwärts getan. Ge-
noſſen, am 7. Dezember wollen wir den r zeigen, daß
die Sozialdemokratie im ganzen Reiche dieſem Beiſpiel gefolgt iſt.

Druckſache 578.
Nach einer von Kömmuniſten und Völkiſchen gemeinſam aus

geführten Radauſzene rief unſer Genoſſe Loebe aus: Jch
wünſchte, man könnte die Wände des Reichstags ſo weit hinaus
rücken, daß das deutſche Volk ſähe, welche Tätigkeit die von ihm
hierher' geſandten Vertreter ausüben! Man kann Plre Wort
dahin ergänzen, daß dem deutſchen Volke die amtlichen Druckſachen
des Reichstages in ihrem vollen Jnhalt zugänglich gemacht werden
müßten, damit es auch hieraus ein Bild von der Arbeit ſeiner
Abgeordneten gewönne. Da iſt kürzlich die Druckſache Nr. 578
erſchienen; ſie enthält folgenden Antrag des Geſchäftsordnungs-
ausſchuſſes:

„Der Reichstag wolle beſchließen:
Jn Anbetracht folgender vom Abg. Katz abgegebenen Er

klärung:
„„Die Fraktion der Kommuniſtiſchen Partei
Deutſchlands wird die für die Beteiligung am AuswärtigenAusſchuß vorgeſchtiebene er ulichkelt ein
halten.“
iſt eine Aetiderung des S 28 der Geſchäftsordnung nicht er-
forderlich.“

Dieſer Anträg hat folgende Vorgeſchichte: Als der kommu-
niſtiſchen Parteileitung zur Zeit der Jnflationswahlen der Kamm
mächtig geſchwollen war, gab ſie an ihre Vertreter in den Parla
menten die Anweiſung heraus, die für gewiſſe Verhandlungen not
wendige Vertraulichkeit nicht zu wahren, ſondern über alle Vor
gänge in der Oeffentlichkeit Bericht zu erſtatten. Beim Erſcheinen
der kommuniſtiſchen Abgeordneten im Auswärtigen Ausſchuß des
Reichstages wurde nin von ihnen verlangt, daß ſie ſich zu der
Frage der Vertraulichkeit äußern ſollten. Zuerſt ſchlugen ſie große
Töne an, dann verſuchten ſie, ſich durch Winkelzüge vor einer
klaren Antwort zu drücken; aber ſchließlich machten ſie die von
den bürgerlichen Parteien gewünſchte Verbeugung vor dem von
ihnen ſo verhaßten Parlamentarismus und gaben die oben wieder
gegebene Erklärung ab.

Man kann aus dieſem Vorgang erſehen, daß der kommuniſtiſcheMännerſtolz ſofort zum Teufel geht, wenn man ihm ernſthaft

auf den Leib rückt.

Das vorbildliche Wien.
Am vergangenen Sonntag wurden in Wien Neuwahlen zu der

Genoſſenſchaft der Handlungsgehilfen vorgenommen.
Dieſe Körperſchaft iſt ehedem von den Chriſtlich-Sozialen be
herrſcht worden. Schon lange vor dem Kriege gelang es aber den
Sozialdemokraten, ſie zu erobern, und jetzt ſtehen den ſozial-
demokratiſchen Kandidaten überhaupt keine Gegner mehr gegen
über. Trotzdem es ſich alſo diesmal um keine eigentliche Wahl
handelte und ſchon eine geringe Beteiligung der ſogialdemokrati-
ſchen Wähler genügt hätte, um den Sieg ihrer Liſte ſicherzuſtellen,
ſo war doch die Wahlbeteiligung außergewöhnlich ſtark. Jm De
gember 1918 waren 9175, im November 1921 11 225 ſogialdemo-
kratiſche Stimmen abgegeben worden. An dieſem Sonntag ſtieg
die ſogialdemkoratiſche Stimmenzahl auf 18 4565.

Dieſer Vorgang bezeügt aufs neue die außerordentliche Pflicht
treue, von der die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft Wiens und
ganz Oeſterreichs erfüllt iſt. Dieſer Pflichttreue iſt es zu danken,
daß die öſterreichiſche Arbeiterbewegung ſich als ein ſtarkes Voll
werk gegen alle Angriffe der Regktion gehalten und daß auch die
Zerſplitterungsverſuche der Kommuniſten faſt ohne Spuren an ihr
vorübergegangen ſind. Die deutſchen Arbeiter ſollten ſich bei der
kommenden Reichstagswahl an den Wiener Sozialdemokraten ein
Beiſpiel nehmen,

Jm Auswärtigen Amt wurden geſtern die Verhandlungen zwi
ſchen de und Litauen zur Regelung der aus dem Ueber
gang der Staatshoheit über das Memelland auf Litauen ſich
ergebenden Fragen erbffnet.

wannnwamaee,
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Sinowjew und die engüiſche Regierung.
London, 27. Oktober. (Eig. Drahtbericht.)

73 Regierung trotz des Verſuchs Rakowſtis, die
efes Sinowjews zur Aufwiegelung der vritiſgen

zu leugnen, von der Sowjetregierung eine klare
yfrlangt. Die Sowjetregierung hat darauf ge

daß ſie für die Handlungen der Kommuniſtiſchen
a tionale nicht verantwortlich ſei (1) und däß im

t e e e nee En ir der Echtheit des Briefes e ä gfindet in England ſehre Aufnahme, weil, wie ſetzt bekannt wird, vor eke
t auch die amerikaniſche Regieru i ähnli

b nowjews an die amerikaniſchen Sohn ennen efeſene

hat, der dann, als die amerikaniſche Regierung deswegen vorſtelhig
wurde, ebenfalls prompt ab geleugnet worden iſt.

London, 28, Oktober. (WTB.)
Mac Donald ſagte in Cardiff über den angeblichen Brief Sinow

ews weiter, das Foreign Office habe dieſen am 10. Oktober er
ten und ihn am 15. Oktober an Mac Donald geſandt, der ihn

am 16. Oktober erhalten habe. Er habe darauf vermerkt, daß
kßte Sorgfalt verwendet werden müßte, um zu prüfen, ober derFrie echt ſei oder nicht. Richtig ſei, daß in r ein Schreiben

an Rakowſky entworfen wurde, damit im Fa e der Echtheit des
Briefes keine Zeit verloren werde, um bei der Sowjſetre ierung
Proteſt zu erheben. Mac Donalds Bemerkung ſei im Foreign
Office am 17. Oktober eingegangen, und am 21. Oktober ſei ein
Entwurf r Begutachtung nach Aberavon geſandt worden, den er
erſt am 28. Oktober erhalten habe. Am 24. Oktober habe er darauf
den Entwurf mit Abänderungen zurückgeſandt in der Er
wartung, daß er ihn mit Beweiſen für die Echtheit wieder
zurückerhalten werde. Am Abend dieſes Tages ſei er jedoch ver
öffentlicht worden. (Zuruf: Schandel Das Foreign Office
und jeder ſeiner Kollegen in der Regierung wiſſe, daß er dieſe
Propaganda nicht dulden werde.

Großer Kommuniſten-Prozeß.
Leipzig, 28. Oktober. (WTB.)

Der ſüddeutſche Senat des Staatsgerichtshofs tritt am 13. No
vember in Freiburg im Breisgau zu einer Tagung zuſammen.
Zur Verhandlung kommen in der Hauptſache die kommuniſtiſchen

nruhen in Wieſenthal. Zu verantworten haben ſich wegen
Vorbereitung zum Hochverrat und Zugehörigkeit zu einer ſtagtsfetſdlichen Verbin g, Einbruchsdiebſtahls, Erpreſſung, Begünſti
gung ſowie wegen Vergehens gegen das Sprengſtoffgeſetz und

en die Verordnung über den Waffenbeſitz der Kommuniſt
er z er und 89 Genoſſen. Die Verhandlung, zu der etwa hundert
eugen geladen werden, dürfte ſich ſehr umfangreich geſtalten und

etwa 14 e in Anſpruch nehmen. Außerdem ſtehen zwei kleinere
Verfahren wegen Vorbereitung zum Hochverrat gegen Geiſert
bzw, Grſing und Göcke an.

Die Entſozialiſſierung der Moskauer.
Rom, 28. Oktober. (Eig. Drahtbericht.)

Die r t nun auch den italieniſchen Kapita-liſten gegen klingende Münze einen Teil der ſozialiſierten
r ä Rußlands verkauft. Einem italieniſchen Kon

ortium iſt nach einem Abkommen zwiſchen den ruſſiſchen Bot-

nter

chaftern und Muſſolini das alleinige Recht zur Ausbentung derShleeiget im Donezgebiet auf die Zeit von 33 Jahren verliehen

worden.
Die Auftraggeber der deutſchen Kommuniſten in Moskau bauen
ſyſtematiſch den Sozialismus ab, dafür aber e ſie die Ar
beiter in den anderen Ländern immer reichlicher mit heuchle-
riſchen Redensarten über den Sozialismüs.

hochverratsverfahren gegen Graefe.
Berlin, 28. Oktober. (Privattelegramm.)

Die „V. Z. meldet aus München, daß das Hochverrats-
ver fahren gegen den völkiſchen Führer v. Graefe nunmehr
eröffnet worden ſei. Ein Beauftragter des Leiygiger Stagts

richtshofes habe in voriger Woche den ehemaligen Generalſtagts
h v. Kahr, den General v. Loſſow ſowie Seißer, Frick und

Poehner vernommen. Das Ergebnis dieſer Vernehmung habe zu
der Eröffnung des Strafverfahrens gegen Graefe geführt.

Die Mangdatsjäger.
Die Exdemokraten wollen eine liberale Vereinigung grünen

Berlin, 28. Oktober. (Privattelegramm.)
Das „B. T. gert daß die Verſuche der aus der Deutſchen

Demokratiſchen Partei ausgeſchiedenen früheren Abgeordneten,
bei der Deutſchen Volkspartei Kandidaturen zu finden, ge
S h Jn dieſem n teilt das Blatt mit,aß die Gründung einer liberalen Vereinigung beabſichtigt ſei.

ehe

Die Herrſchaften haben alſo Mandatsjägerei aus unpolitiſcher
Ueberzeugung getrieben.

Fortſchreitende Räumung.
Berlin, 28. Oktober. (WTVB.)

Blättermeldungen aus Gelſenkirchen zufolge ſind die ge
ſamten Anlagen des Kokereibetriebes der Zeche „Rheinelbe“, die
der Gelſenkirchener Bergwerksgeſellſchaft gehören, geſtern von der
franzöſiſchen Verwaltung geräumt und den deutſchen Eigen-
tümern zurückgegeben worden. Für heute oder morgen er-
wartet man die Uebergabe der drei noch von den Franzoſen und
Belgiern betriebenen Zechen.

Der chineſiſche Bürgerkrieg.
London, 27. Oktober. (Eig. Drahtbericht.

Der Bürgerkrieg in Nordchina iſt durch den Handſtreich auf
Peking noch nicht beendek. Der General Wupeifu der Führer
der Regierungstruppen, hat jetzt einen ſtarken Teil ſeiner Streit-
kräfte in Eilmärſchen auf Peking zu in Bewegung geſetzt, um den
General Feng aus Peking zu vertreiben und die Handlungsfrei-
heit der Regierung wiederherzuſtellen. Nach Beſeitigung dieſer
Gefahr im Rücken ſeiner Front will er die Streitkräfte ſofort
wieder gegen den mandſchuriſchen General Tſchangtſolin ins Ge-fecht ſchiden,

bie betrogenen G ibiger und Sparer.
Sozialdemokratiſche Vorlchläge.

Die Sozialdemokratie, die ſchon im Februar 1924 die
ärgſten Schäden der dritten Steuernotverordnung durch ganz klar
und beſtimmt formulierte Anträge zu beheben verſucht hatte,
damals aber auf den Widerſtand der ſozialiſten reinen
Regierung geſtoßen war, nahm auch jetzt wieder eindeutig Stel
lung, indem ſie dem Ausſchuß folgende Richtlinien zur An
nahme empfahl:

Der An ſpruch aller auf Papiermark lautenden Forderungen
aus Hypotheken, ligationen, Reichs, Staats und Gemeinde-
anleihen, Sparkaſſeneinlagen, Lebensverſicherungen und Pen-
ſionskaſſen auf Entſchädigung wird aberkannt. Die Auf-
wertung der Hypotheken wird auf 25 Prozent erhöht mit
Rückwirkung auf 1. Juli 1922. Von dieſen 25 Proz. ſtehen
dem Gläubiger 15 Prozent (Gegenwartswert) zu, die weiteren
10 Proz. werden zur Aufwertung der öffentlichen Anleihen
unächſt bis zur Höhe von 15 Prozent verwendet. Dem letzteren
wecke dient ferner eine beſondere nach oben geſtaffelte Ver

mögensabgabe, die von allen Vermögensſteuerpflichtigen
zu tragen iſt, deren Vermögen gegenüber 1919 noch mehr als
50 Prozent beträgt. Der Aufwertung ſollen nur unter-
liegen Forderungen bis zu 5000 Mark bei denjenigen Perſonen,
deren Jahreseinkommen 3000 Mark nicht überſteigt. Die Auf-
wertung ſoll erfolgen in Form der Gewährung des normalen
Zinsſatzes und der verſtärkten Tilgung der aufgewerteten For-
derung. Auf Verlangen der Berechtigten ſollen die Forderungen
in diskontierbare Schuldtitel verwandelt werden.

Dieſe Richtlinien beſchränkten ſich nicht darauf, die darbenden
Gläubiger und Sparer mit allgemeinen Redensarten abzuſpeiſen,
ſondern wieſen einen gangbaren praktiſchen Weg und
ſuchten vor allem ſofort die Quellen zu erſchließen, aus denen
die zur Aufwertung notwendigen Mittel geſchöpft werden können,
ohne die Minderbemittelten, die ſelbſt unter der Jnflation ſchwer
gelitten haben, zu belaſten. Die Sozialdemokratie will die Volks-
kreiſe erfaſſen, die ihr Vermögen über die Jnflationszeit ganz oder
zum größten Teil gerettet oder auf Koſten der Opfer der Jnflation
alte Vermögen vermehrt oder neue erſchachert
haben. Zum Zweck der gleichen Behandlung der kleinen Kriegs
anleihebeſitzer mit den Hypothekengläubigern bemißt er die Auf-
wertung der Anleihen zunächſt auf 15 Prozent und will für dieſen
Zweck die Summen mitverwenden, die die Hypothekenſchuldner über
den Satz von 15 Prozent hinaus tragen können, ohne daß allge
meine Wirtſchaftsgefahren daraus erwachſen. Die größeren An-
leiheforderungen und die Forderungen ſolcher Beſitzer, die ein
Jahreseinkommen von mehr als 3000 Mark haben, ſollen zunächſt
zurückſtehen hinter den kleinen Anſpruchsberechtigten, bei
denen die Not am größten iſt.

Von der Ratloſigkeit der Rechtsparteien legte auch ihre Stellung
gegenüber den Gemeinden Zeugnis ab. Die augenblicklich
günſtige finanzielle Lage einer Anzahl Großſtädte, die dank ihrer
ſozialen Struktur große Ueberweiſungen aus der Reichseinkom-
men- und Körperſchaftsſteuer erhalten und daneben ihre Einwoh-
ner mit hohen Gas-, Waſſer-, Strom u. dergl. Tarifen belaſten,
verſuchten ſie zu einer Ueberbelaſtung al le r Gemeinden, auch der
finanziell ſchlecht geſtellten, auszunutzen. Zum Schutz der reichen
Jnflationsgewinnler wollte man die Gemeinden einer drei-
fachen Belaſtung unterwerfen: 1. durch Erhebung einer von den
Gemeinden an das Reich zu zahlenden Aufwertungsſteuer; 2. durch
Bereitſtellung der Mittel für die Aufwertung der eigenen Anleihen
der Gemeinden; 3. durch Gewährung von Beiträgen zur Aufwer-
tung der Sparkaſſeneinlagen. Wer hätte dieſe dreifache Laſt zu
tragen? Doch nur die breiten Maſſen der gemeindlichen
Steuerzahler. Die Sozialdemokratie vertrat demgegenüber den
Standpunkt, daß vor allem die Gemeinden und Kreiſe als Ga-
ranten der Sparkaſſen zur Aufwertung der Sparkaſſenein-
bagen heranzuziehen Die Millionen kleiner Sparer wür
den ſonſt in Auswirkung der Vorſchriften der dritten Steuernot-
verordnung nur auf etwa 2 Prozent ihrer Sparein-lagen rechnen und dieſe früheſtens 1932 erwarten
können. Jn zweiter Linie ſollen die Gemeinden ihre eigenen
Anleihen aufwerten. Ob die Gemeinden dann noch in der
Lage r werden, eine Aufwertungsſteuer ans Reich abzufüh-
ren, iſt ſehr un wahrſcheinlich.

Jm Verlaufe dieſer Ausſchußberatungen wurde von den ſozial-
demokratiſchen Vertretern noch eine weitere Quelle genannt, die
einen reichlichen Betrag für Aufwertungszwecke liefern könnte, näm-

lich die Aufwertungsſteuer vom entſchuldeten
land wirtſchaftlichen Grundbeſitz. Wenn die Jn-
duſtrie neben den Laſten, die ihr der Dawes-Plan für Reparations
zwecke auferlegt, noch eine Steuer von ihren Jnflationsgewinnen
zahlt, wenn der ſtädtiſche Grundbeſitz in Rückſicht auf die Hypo-
thekenentwertung mit einer Hauszinsſteuer belegt iſt, die vor
wiegend den Mieter trifft, ſo iſt nicht zu verſtehen, warum die
Landwirtſchaft im ungeſchmälerten Beſitz der Gewinne bleiben
ſoll, die ihr aus der Zurückzahlung ihrer Hypotheken in ent-
wertetem Papiergeld erwachſen ſind. Die Jnanſpruchnahme dieſer
Quelle iſt auch deshalb unbedenklich, weil die Länder, die nach der
dritten Steuernotverordnung zur Erhebung einer ſolchen Steuer
ermächtigt ſind, ſie vor dem 1. Oktober nicht erheben dürfen,
folglich im Haushalt der Länder kein Ausfall entſteht, wenn
das Reich die Hand auf dieſe Steuer legt.

Es war charakteriſtiſch für den Ernſt, mit dem die bürgerlichenParteien an das Aufwertungsproblem herantraten, daß ſie mit be
harrlichem Schweigen über alle praktiſchen Vorſchläge der Sozial-
demokratie hinweggingen. Da ſie im Aufwertungsausſchuß in
vieltägiger allgemeiner Rederei keinen Ausweg fanden, ſetzten ſie
einen Unterausſchuß ein, der aber in einmonatlicher Tätig-
keit auch zu keinem Ergebnis kam. Dem Unterausſchuß waren
vom Vollausſchuß vier Fragen zur Beantwortung vorgelegt: 1. Jn-
wiefern eine Verzinſung der öffentlichen Anleihen
möglich iſt; 2, inwieweit eine Erhöhung des 15prozentigen
Aufwertungsſatzes für Hypotheken uſw. möglich iſt; 8. in
wieweit eine Rückwirkung möglich iſt; 4. wie eine gleich-
artige Behandlung aller Gläubiger herbeizu-
führen iſt

Der Reichsfinanzminiſter hielt auch im Unterausſchuß daran
feſt, daß eine allgemeine Aufwertung der öffentlichen Anleihen
nicht möglich ſei, weil bei der gegenwärtigen Finanzlage und den
künftigen Verpflichtungen des Reiches dem Auslande gegenüber die zur Verwertung von Heeresgerät in Zweidorf bei Hamburg erfolg-

Er wollte aber ein ten geſtern abend zahlreiche Exploſionen.Mittel dafür nicht beſchafft werden könnten.
„Entgegenkommen“ zeigen.
ertrag von 40 Millionen Mark aus der von der Jnduſtrie zu tragen- beſagt:

wertung von bzur tung geſtern abend mehrere Vehälter von Abfallprodukten explo
diert.

noch im Beſitz der Selbſtzeichner befindlichen Kriegsanleihe be Menſchenleben ſeien nicht zu beklagen.

den zweiprozentigen Obligationsſteuer zwecks Gewährung einer
Rente an einen kleinen Kreis von Kriegsanleihe-Selbſtzeichnern
Verfügung zu ſtellen. Die Rente ſollte ſich nach der Höhe der

meſſen und auf etwa 2
Heimzahlung des Kapitalbetrags ſollte ausgeſchloſſen ſein.

bezeichnet.
er z. B. diejenigen ausſchließe, die ihre Anleihen aus Not verkauft
haben, ebenſo diejenigen, die zwar nicht ſelbſt Anleihe gezeichnet,
aber aus denſelben Beweggründen wie die Selbſtzeichner in den
Kriegsjahren Anleiheſtücke käuflich erworben haben.
die Sparkaſſen, Verſicherungsanſtalten, Lebens-
verſiche rungen
Teile ihrer Geldbeſtände in Anleihe angelegt haben, würden bei
dem Vorſchlage Luthers leer ausgehen.

Unruhen gegen die engliſche Herrſchaft ausgebrochen

rozent des Nennbetrags belaufen. Eine

Dieſer Vorſchlag wurde von allen Seiten als un zulänglich
Die Sozialdemokraten machten gegen ihn geltend, daß

Auch

und ähnliche Jnſtitute, die große

Die ſozialdemokratiſchen Vertreter machten für den Fall, daß
der Grundgedanke des Lutherſchen Planes Annahme finden ſollte,
den Vorſchlag, den Kreis der Berechtigten beträchtlich zu er
weitern und zur Speiſung
Luther ſchaffen wollte, noch die Entſchuldungsſteuer von
der Landwirtſchaft und die Sonderabgabe von dem
Aehent t oder gewachſenen Vermögen heranzu-
ziehen.

des Fonds, den Finanzminiſter

Unruhen in Indien
London, 28. Oktober. (Eig. Drahtbericht.)

Jn Jndien ſind im Gebiet von Kalkutta abermals ſehr ernſte
DerVizekönig hat deshalb durch eine Verordnung über die Beſtim

mungen des Strafgeſetzes hinaus den Behörden Sondervollmachten
zur Verfolgung und Unterdrückung der unruhigen Elemente er-
teilt rverhaftet worden.

Am Sonnabend ſind in Kalkutta 56 indiſche Revolutionäre
Jn der Stadt finden große Proteſtkund-

gebungen der Eingeborenen gegen die neue Verordnung des Vize-
königs ſtatt.

Er erklärte ſich bereit, den Jahres- noch nicht feſtgeſtellt werden.

Aus aller Welt.
Schiffskataſtrophe in ger Oltſee.

Riga, 27. Oktober
An der livländiſchen Küſte hat ſich ein ſchweres Sſchiffs

unglück ereignet. Ein Motorſegler, der mit 18 Fahrgäſten und
drei Mann Beſatzung mit voller Ladung nach Riga lief, geriet in
ſchweren Sturm und wurde bei Kirbis an Land geſetzt. Sämtliche

ahrgäſte und die Mannſchaft ſind hierbei ums Leben gekommen.
Zwölf Leichen wurden ans Ufer geſpült, die ſibrigen neun im
Schiffsraum gefunden.

Todesſturz mit dem Hutom ob
Paris, 27. Oktober.

Ein ſchwerer Automobilunfall hat ſich geſtern nacht zwiſchen
Saint Cyr und Verſailles ereignet. Der Führer eines Militär-
automobils, in dem ſich zwei Soldaten und zwei Ziviliſten
befanden, bemerkte plötzlich vor der Brücke über die Eiſenbahnlinie
Paris--Dreui ein auf der Straße haltendes Automobil, während
zu gleicher Zeit ein dritter Kraftwagen aus entgegengeſetzter Rich
tung kam. Um einen Zuſammenſtoß zu vermeiden, lenkte der
Führer des Militärautos a zur Seite, fuhr gegen das Gitter
der Eiſenbahnbrücke, durchſchlug es und ſtürzte aus einer Höhe von
15 Metern auf den Eiſenbahndamm. Ein Soldat wurde ſofort
getötet, während der andere und die beiden Ziviliſten ſchwer
verletzt wurden.

Bei Friedberg (Heſſen) fuhr ein mit fünf Perſonen beſetztes
Auto gegen eine Telegraphenſtange und überſchlug ſich.
Der Schlächtermeiſter Alt aus Offenbach wurde getötet, zwei
weitere Jnſaſſen des Wagens ſchwer verletzt.

Cragiſcher Abſchluß einer zerrütteten e
Jn der Nacht zum Sonntag verſuchte die Ehefrau Anna Chud-

zinſki aus der Kurfürſtenſtraße 145 in Berlin ihren Mann, den
29 jährigen Maler Johann Chudgzinſki, zu er morden. Die ſeit
acht Jahren beſtehende Ehe war ſeit langer Zeit völlig zerrüttet.
Während die Frau zu Beginn dieſes Jahres im Krankenhauſe lag.
nahm Chudzinſki ein Straßen mädchen z ſich, das ihm die
Wirtſchaft führte. Er behielt es auch in der Wohnung, als ſeine
Frau im Juni geheilt zurückkehrte. Die Frau mußte ſogar ihrerNebenbuhlerin das gemeinſame Schlafzimmer einräumen.
Das veranlaßte ſie, die Wohnung ihres Mannes in der Steglitzer
Straße zu verlaſſen und nach der Kurfürſtenſtraße zu ziehen. Am
Sonnabendabend erſchien Chudzinſki dort und überredete ſie, zu
ihm zurückzukehren. Sie folgte ihm auch weil ſie, wie ſie ſagte,
doch nicht von ihm laſſen konnte. Aber ſchon unterwegs kam es
zu einem Zwiſt, der ſchließlich in Tätlichkeiten ausartete. Frau
Chudzinſki ging dann noch einmal fort, angeblich, um aus der
Wohnung in der Kurfürſtenſtraße noch Lebensmittel zu holen, die
ſie r hatte. Chudzinſki, der ſchon im Bett lag, be-
merkte im Halbſchlaf noch, daß ſeine Frau ſechs Zehnpfennigſtücke,
in den Gasautomaten ſteckte, dachte ſich aber nichts däbei. Als er
geſtern morgen durch Klopfen und Klingeln geweckt wurde, ſah er
erſt, daß ſeine Frau nicht zurückgekommen war. und nahm einen
ſtarken Gasgeruch wahr. Die Hähne des Gasherdes und der
Zimmerlampve waren geöffnet. Auf ſeine Anzeige hin wurde ſeine
Frau di wieder in ihre Wohnung in der Kurfürſtenſtraße be-
geben verhaftet. Auf dem Polizeipräſidium leugnete
ſie zunächſt entſchieden, die Gashähne geöffnet zu haben. Jm
Laufe des Nachmittags aber brach e zuſammen, erzählte unter
Tränen, wie ihr Mann ſie behandelt habe, und geſtand, daß ſie ihn
mit Gas hatte vergiften wollen. Kurze Zeit darauf
machte ſie in der Gefangenenzelle ihrem Leben durch Erhängen
ein Ende

Bergmannslos. Auf der Zeche Arenberg wurden nach Blätter-
meldungen drei Bergleute von herabfallenden Geſteinsmaſſen ver-
ſchüttet. Zwei von ihnen konnten ſchwer verletzt, der dritte nur
noch als Leiche geborgen werden. Auf dem RegierungsKohlen-
ſchacht bei Elsnigk wurden laut Blättermeldung zwei Berglente
durch ſtürzende Erdmaſſen begraben und getötet,

Geheimnisvolle Exploſionen. Auf dem Gelände der Geſellſchaft

Näheres konnte
Eine ſpäter einlaufende Meldung

Wie nunmehr feſtſteht, ſind bei der Geſellſchaft für Ver
Heeresqut infolge böswilliger Brandſtif-

Sachſchaden ſoll nicht bedeutend ſein. Verluſte anVer
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Bereins-Kulender
der SPD.,

Preien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen Frauen- Zuſammen
künfte im Bezirk Halle Merſeburg.
Sekretaria r der SPT. Lalle (Saate), Harz 42/44

2 Trwppen. Ferrruf 1029.
Ortshureon daſelbß (Fernruf 1029).

Die Veröffentiichungen der SPD. im Vereinskalender
erfolgen, wenn nicht koſtenlos. gegen beſondere Ver
inbarung die oller anderen Vereine zum jeweiligen
Millimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Bereinskalenders bekanntgegeben.

Jungſo zialiſten. Dien stag, “28 Uhr, im Jugend
heim, Weidenplan: Alle jungen Ge
roſſinnen und Genoſſen, die ſich für unſere Arbeit in
ereſſieren, ſind herzlich eingeladen.
Deutſcher Verkehrsbund. Je 28. Oktober,

ibends S Uhr, im „Volkspark“ Generalverſammlung.
Mittwoch, den 29. Oktober, abends 7 Uhr, im

St. Nikolaus Dienſtbotenverſammlung.
SAJ. Morgen, Mittwoch, aberos s Uhr, im

zugendheim: Wichtige Vorſtandeſitzung. Jeder, den
s angeht, muß erſcheinen.

Arhceiter-Wohlfahrt. Mittwoch, 29. Oktober,
abends 8 Uhr, im „Gewerkſchaftshaus“: Sitzung.
Die Beſprechung des Kindertages erfordert allſeitiges
Erſcheinen

Arbeiter-Sängerchor Halle. Mittwoch, den
29. und Freitag, den 31. Oktober, abends pünktlich
s Uhr, im „Volkepark“: Geſamtſingeſtunde. Voll
zähliges Erſcheinen unbedingt erforderlich.

Arbeiter-Schachklub. Montags und Freitags von
ibends s Uhr an in den „Drei Königen“, Kl. Klausſtr.,
bereinszimmer: Spielabende. Gäſte willkommen.

Aus dem Bezirk.
Oeffentl. Wählerver ſammlung. MittwochNetleben. den 29. Oktober, abends s Uhr, ſpricht

m Gaſthof „Zur Sonne“ der politiſche Redakteur
es Volksblatt, Genoſſe F. O. H. Schulz, über das
Thema „Republikaniſcher Auſſtieg oder Monarchiſtiſcher

Niedergang“.
z Tonnerstag. den 30. Oktober, abendsAmmendorf. 8 Uhr, im Gaſthof Krüger (Radewell):

Oeffentlicher Wählerverſammlung. Thema u. Redner
wie unter Nietleben.
zſcherben Freitag, den 31. Oktober, im Gaſthof

Bolze: Oeffentliche Wählerverſammlung.
Referent: Alfred Deininger (Halle). Frauen un
Männer, erſcheint alle zu dieſer erſammlung.
Vittenber Allgem. freier Angeſtelltenbund.
h g. Freitag, den 31. Oktober, abends 7/2 Uhr
m „Schloßgarten“ Wittenberg: Vortrag des Kollegen
Blumenſchein (Valle) über „Aufſtieg oder Untergang“.
Säſte willkommen.

Wansfelder Lande.
KFisleben Frauenabend der Ortsgruppe Eisleben

am Mittwoch, dem 29. Oktober, abends
(Parteibureau)s Uhr, im „Volkshaus“

beichs- Schwanz-
banver ßot-bolt

(Bund der republik. Kriegsteilnehmer)

rig Jugend. Sämtliche JugendOrlsgruppe valle. üche treffen ſich Mittwoch, den

29. Oktober, abends 7 Uhr, im Gewerkfkſchaſtshaus:
Zahlabend.

„Held's Weltruf“

„Held's Weltruf“

„Held's Weltruf“

Ich bin der Mama liebling
Nicht weil ich artig, brav und still!
Nein, weil ich stets vom Kaufmann hole
Die Marke Weltruf“, die sie will!

J v

V D
r u dV V

r 10392-

ist das Produkt 35 jähriger Erfahrungen, eine mit Sahne und SEigelb
und unter Verwendung nur allerfeinster Rohstoffe hergestelſte

Fdel-Margarine!?
nur einmal probiert, wird jeder
Hausfrau die Ueberzeugung brin-
gen, daß keine andere an Held's
Weltruf“ heranreicht!
muß daher von dem Kaufmann
aus drucklich
da heute unzählige neue Marken
angeboten werden!

jst stets frisch, h altb ar u. er-
giebig u. schmeckt genau Wie
gute reine Butter!

M Tr u s tF r e S rn
E.

General- Vertreter für den Bezirk Halle: 5
Otto Barthel, Halle a. S., Niemeyerstr. 9
Fernsprecher 1315 Lager mit Gleisanschluß u. Bureau: Delitzscher Str. 90

3

b F

verlangt werden,

Pechighetedre, Von

bietet Rat u Beiſtand in Ehe Alimenten
Straf, Miets-, Erbſchaſts- u. Vertrauens
ſachen, Verträge Schriftſätze. Rechtsgut
achten, Verhandlungen mit Behörden
10 bis 1, 36 bis 6 h Uhr. Reilſtr. 1301

m II

Neu NeuMax Beer
Allgemeine Geschichte

des Sozialismus
Jedes Bondchen des tktompien vorliegenden
Werkes iſt in vielen tauſend Exemplaren
verbreitet. Beers wirklich hervorragende
Arbeit, die die ſozialen Kämpfe vom Alter-

um bis in die neueſte Zeit ſchildert, kann
mit den beſten Werken populärer Geſchichts-

vreibung in eine Reihe geſtellt werden.
Dieſe in ſchönen roten Pappband gebundene

usgabe foſtet s Wark

bitterfeider Volksbuchnandlung

PELTE
I58

Skunks 98,tis 68Amer. Oachs 75,la. Am. Opossum 55,
Nord. fuchs 109,Nutria gr. Form 121,

zahlungserleichterung!

109168

Steinstr. 3-4, gegenüber v. Markt
a u

Arbeitsmarkt

Aelterer, tüchtiger

Modelltiſchler
für dauernde Beſchäftigung zum ſofortigen
Antritt geſucht. 10923Paul Foſt, Leipzig-Gohlis,

Halleſche Straße 147.

Lehrftellen-Verwöttiunſ.

Berufsberatung
Das Berufsamt in Bitterfeld, Linden

ſtrafe 411. vermittelt Lehrſtellen aller
Berufszweige, auch der Angeſtelltenberufe.

Es werden Lehrſtellen geſucht:
a) Maſchinen Motoren- u. Bauſchloſſer,

Elektriker, Mechaniker, Former, Dreher,
Bau Möbel- und Modelltiſchler,
Zimmerer, Maurer, Gärtner uſw.

b) Handlungsgehilfen, Bureaugehilfen,
Kontoriſten, Verkäufer uſw.

Wir bitten die Herren Arbeitgeber
und die Eltern der Lehrlinge, die Ein-
richtungen des Berufsamtes bei Bedarf
in Anſpruch zu nehmen. Sprechſtunden
werktäglich von 9--12 und 3--4 Uhr,
Sonnabends geſchloſſen. 10924

Arbeits- und Verufsamt für den
Kreis Bitterfeld.

gegeſimuiolent nach ehrten

C M 7 Tm O
u

90 P das Heſt, mit Schnittiuster 40 P. Zu begehen

Volksblatt Buchhandlung
Halle a. 8., Gr. Ulrichstraße 27

Bitterfelder Volksbuohhandtiung
Bitterfeld. Steinstraße 3. am Bahnvhot.

Oeffentl. Arbeitsnachweis)

Catwirtechaſt Zoologiecher Garten.

Heute, Dienstag, den 28. OKt, abds. 8 Uhr

der üritte modeme Iaur-SportIbent

Musik ausget. von der erst. hallischen
Tanz-Sport- Kapelle (à la Wenstrap)
Abonnenten des Zoologisch. Gartens
und Dauerkarten- Inhaber Wittekind
zahlen halbe Preise. Eintritt 1 Mk.

Kurhaus Wittekind-
Morgen, Mittwoch. nachm. 4 Ubr:
Großes Kafſfee- Konzert

bei treiem Eintritt. Ausgetührt von
dem gesamten Wittekind-Orchester.
Leitung: Kapellmstr. Benno Plätz.

35 Künstler! 35 Künstler!
Abends s Uhr 10931

Gesellschaftsabhend em. Tanz
à tür Dauerkarteninbhaber. 7

S

Bitte 5chichen Sie den Text Ihrer

bis 9 Uhr vormiftaqs des betr.
ſoges ein, damit wir selbige

wunschgemöß und

wirkungsvolt
gesfalten können.

Achtungtändlen, Miedervertöufer!

Wir bieten Jhnen die billigſte Be-
zugsquelle in Manutfuktur, Triko-
tagen, Struapf-, Weiss- und
Woll waren. Strickwolle beſond.
preiswert Ferner in DPamen-
Kkontektion: Kleider. Mäntel,

Koſtüme, Röcke, Bluſen,
Jumper Sportfacken. Waren
werden gegen Sicherheit abgegeben

ehe E. Nunlhauer
jnur Geiſtſiraße, Ecke Albrechtſtraße. J

Jägergasse 1 Bunte Bühne Bes.

den 31. Oktober

Nur Tage!
Gastspiel

Koch's künstlerspiele

A. Koch
Von Dienstag, den 28., bis eionsehlietl. Freitag,

der Pariser Sensation
Adorse

Villanvg
der welt berühmten Nackttänzerin

in ihrer psycehodramatischen Szene

„Venus im Pelz es
Dr. S Nackttänze

Die Attraktion von Berlin
Welt Etablissements.

n n

Antapg pünktlich s Uhr! Trotz der
Unkosten nur geringe Preiserhöhun
überall ausverkautt,. dureh Vorverkaut
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garten), Wien (Hölle) und anderer
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Stadt Theater
Mittwoch. abends 7/2 Uhr

Dennerslag, abds. 7 Uhr:

Freitag:
Erstauttührung
Wetterleuchten

von Strindberg.

des 5. Kreiſes

Cermanla-Felsenkest
(M. d. A.A.B.)

C. T. um Riebeckplatz

Sonntag., den 2. November, vorm.
11 Uhr (Einlaß 10 Uühr)

Der deutsche Meister im Ringkampt

Turn- und Sporwerein Fürth

(M. d. A.-A.B.) gegen den Meiſter

HSternstrasse 6.
Jwidvolle

Aen Bamimnie. 2 Aunhaerinmpen
Mittelstr.Lücers Sr. Nuskelphänomen Heinz Hoffmann

e eKernware
Lederhandlung

Fritasche Vollshlatt:

Bilderbücher

Jugendseohrifton

Märchendücher

eher i 75 Pfg.
Damentaschen Bernburger Str. 16

ins zHugo krazemarn all Drucksachen
Hefert dieHur Schweerztr. 19

Lederworen- Haus Hallesche Genossen-
schafts Buchdruckerei

Schäferhündin
ſchönes Tier, 1 Jahr
alt, billig zu verk.

Polte,
Krauſenſtraße 21 II.

(Tehmann 4 härrer

Albrechtstr. 39
Spezlalgeschöft r

billigſt ausgeführt. Für fede
ratur reelle Garantie.

Uhr- Reparaturen
jeder Art werden ſchnell, ſauber und

Repa-
10928

Johannes Kauf, Uhrmacher,
Fleischerstrasse 35. (Laden)

n I. O0O MK. 77

Korbmöbel

Korbwaren FceiKorbsessei Teilzanlung Sacces Auminium- Ware
von 7,50 M. an billige Kochtöpfe und Eſſenträger,

Handkörbe Geſchenkartikel, Schokolade, Keks
8 Schiele, Kapellengaſſe 3.
S Poſtkarte genügt auch nach außerhalb.

Schlacht- und Viehhofe.
Bezahlt wurden am Montag, dem 27. Oktober 1924:

Bericht der Fleiſchpreis-Notierungskommiſſion am ſtädt.

Für 50 Kg Fleiſchgewicht in Goldmart

Gattun 9 l. höchſter J 2. niedrigſter häufigſter Gefrier
Preis Preis Preis fleiſch

Ochſen J 87 38 81 57 63Bullen 82 65 78Kühe 86 40 80Jungrinder 75 70 70Maſtkälber J e mSaugkälber 90 72 85Lämmer und

Maſthammeh 90 80 86 SSchafe 78 50 75Schweine einſchließl.
Mittel u. Geſchlinge 108 100 106

Alleinhersteller Werner &Mertz ArG. Mainz
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“ſei, allein die Entſcheidung zu fällen.
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u 4 Mer u F z t e r e 4
Aweites Blatt. bDienstag, den 28. Oktober

Schwerinstag im Stadtparlameni.
Ver Magiſtrat lehnt die Beſprechung des Gemeindearbeiterſtreiks ab. Sofortige Einberufung einer Sonderſitzung auf Verlangen der Linken. Ein kommuniltiſchet
Ngitationsantrag und ſeine Auswirkung. Die ſozialdemokratiſchen Forderungen auf hilfeleiſtung für die Rriegsbeſchädigten und Erwerbslolen angenommen.

Stadtparlament oder Komödienbühne
Zu einem ernſten Bühnenſpiel, einer Tragödie oder einem

Dramch, gehörte in früheren Zeiten in der Regel auch eine Hans-
wurſtiade oder ein Rüpelſpiel. Wenn die Zuſchauer am tiefſten
ergriffen waren von den tragiſchen Geſchehniſſen und die Situation
ſtürmiſch nach einer Entſpannung drängte, trat in einem Zwiſchen
ſpiel Herr Hanswurſt auf mit ſeinem Gefolge und brochte
mit Gepolter, Svektakel und Schlägereien das Publikum zum
Lachen. Zumeiſt wurden von ſeinem Gefolge dieſelben Figuren
dargeſtellt, die im ernſten Spiel auch vorkamen, nur ins Lächerliche
und Dumme verzerrt. Ein ſchönes Beiſpiel iſt gegeben in dem
Rüpelſpiel, das im „Sommernachtstraum“ von Shakeſpeare auf
geführt wird. Sintemalen es nicht nur ein Bedürfnis der menſch-
lichen Seele, ſondern auch eine notwendige Förderung des Blut
umlaufs iſt, wenn der Menſch den Ernſt einer Stunde durch recht
herzhaftes Lachen unterbricht, war es von den Alten ſehr klug ge-
handelt, in die tragiſchen Spiele komiſche Jntermezzi einzufügen.
Einige Bewunderung muß es jedoch auslöſen oder auch nicht,
wenn man die Sache genau betrachtet daß dieſer Gedanke in
öffentlicher Sitzung von einem Mann aufgegriffen und bei ſeinem

parlamentariſchen Wirken“ angewandt wird, der ſich ſonſt, wenn
auch mit geſpreigzter Aufdrigzlichkeit, als wer weiß wie klug und
weiſe dünkt. Jn der geſtrigen Sitzung des halliſchen Stadtparla-
ments hat der „ungabhängige“ Hoſpitanterich Harl Kürbs mit
durchſchlagendem Erfolg ein wirklich gelungenes Hanswurſt-
Zwiſchenſpiel aufgeführt. Gegen die einem venezianiſchen Harlekin
alle Ehre machende Prachtleiſtung waren die gelegentlich von ein
zelnen Kommuniſten bislang verübten Streiche nur elende
Stümpereien.

Das Kollegium beſchäftigte ſich gerade mit einer von der
nationalſogzicliſtiſchen Fraktion an den Magiſtrat gerichteten An
fuage, ob es wahr ſei, daß das ſtädtiſche Leihamt für ver-
ſe.hßte Wertgegenſtände jährlich 108 Prozent Zinſen
nimmt. Der Dezernent für dieſes Jnſtitut, Stadtrat Genoſſe
Refwand, mußte die Richtigkeit der Anfrage beſtätigen; er be-
tonte aber, daß für den Betrieb dieſes „Unternehmens“ vom Magi-
ſtrat von früher herſtammende Grundſätze maßgebend ſeien. Auch
nach den Anweiſungen des Wohlfahrtsminiſters gehöre das Leih-
amt zu jenen Betrieben, die ſich ſelber tragen müßten, weshalb
die Zinsſätze ſo hohe ſeien. Hinzu komme, daß der Kapitalfonds
des Leihcontes in das Jnflationsnichts zerfloſſen ſei, was zur Folge
habe, daß die Verwaltung die auszuleihenden Gelder ſich erſt
ſelber gegen außerordentlich hohe Zinsſätze beſchaffen müßte. Eine
ganze Reihe von Rednern, darunter auch unſer Genoſſe Dürr-
feld, bemängelten die hohen Zinsforderungen unter Hinweis
darauf, daß es meiſt gerade die unglücklichſten Menſchen ſind, die
durch ſolche rein bureaukratiſchen Maßnahmen betroffen würden.
Eben heitte Frau Hermann (KPD.) aus ihrer eigenen Kenntnis
heraus in erſchütterndes Bild von der b t Not der Erwerbs
loſen gegeichnet, die ihr letztes bißchen und Gut nach der
„Leihe“ bringen, nur um wenigſtens noch eine Zeitlang gegen den
Hunger anzukämpfen die ganze Verſammlung ſtand ganz unter
dem tiefen Eindruck dieſer frei von Parteileidenſchaft gegebenen
Elends ſchilderung als ſich der an unheilbarem Sozialiſtenkoller
leidende „unabhängige“ Kommuniſt Karl Kürb s erhob, um eine
ganz erbärmliche Komödie aufzuführen. Daß ſein Verſuch, ſich
wieder einmal an der ihm ſo verhaßten Partei zu reiben, nichts
anderes war als eine noch dazu ſchlechtgemimte Hanswurſterei,
darüber belehrte ihn das langandauernde und herzhafte Lachen,
deſſen ſich das geſamte Haus bemächtigte, ſowie die kalte Abreibung,
die Genoſſe Dürrfeld dieſem Burſchen angedeihen ließ. Nicht
einmal die richtiggeheniden Kommuniſten was doch wirklich aller
hand iſt ließen ſich herbei, dieſe Angelegenheit parteigeſchäftlich
auszunützen. Sie erinnerten ſich der Zeit, als ihr Genoſſe Kilian
ſich in derſelben peinlichen Lage befand, als er ſich als Schlachthof-
dezernent faſt in jeder Stadtverordnetenſitzung für die Erhöhung
der Schlachthofgebühren ins Zeug legen mußte. Kein Sozial
demokrat hat ihm damals einen Vorwurf gemacht, als er mit dem
Bleiſtift in der Hand deduzierte, daß uſw. genau wie das
unſer Genoſſe Reiwand geſtern zu ſeinem Leidweſen zu tun ge-
zwungen war. t

Das Ergebnis der ziemlich ausgedehnten, für den Magiſtrat
hoffentlich nutzbringenden Ausſprache war ein gegen die Kommu-
niſten gefaßter Beſchluß, in den nächſten Haushaltsplan einen
entſprechenden Betrag einzuſetzen, der zur Herabdrückung der Zins-
ſätze dienen ſoll. Für den Antrag auf ſofortige Herabſetzung der
Zinsſätze auf 3 Prozent ſtimmten auch die Kommuniſten.

Zu Beginn der Sitzung wurde von unſerer Fraktion ein Antrag
begründet, der dahin lautet, den Magiſtrat zu erſuchen, ſofort
ſeine Zuſtimmung zu dem am Sonntag vom Schlichter in
Magdeburg gefällten Schiedsſpruch zu geben, damit die zur

Arbeitswiedergufnahme bereitſtehenden Gemeindearbeiter

ihre Tätigkeit ſofort wiederaufnehmen könnten. Jn dieſem An-
trage wurde auch gefordert, daß der Magiſtrat von Maßregelungen
irgendwelcher Art anläßlich des Gemeindearbeiterſtreiks Abſtand
nimmt. Wie notwendig dieſe Forderung war, erhellt daraus, daß
im Verlaufe der Sitzung bekanntgeworden war, der Magiſtrat
habe nicht nur Maßregehungen vorgenommen, ſondern den wegen
Ausübung ihrer elementarſten Rechte in den Kampf gezwungenen
Gemeindearbeitern auch noch jede Möglichkeit verſperrt, ander-
weitig wieder unterzukommen, indem auf die Entlaſſungspapiere
der Vermerk geſetzt wurde, daß die Entlaſſung anläßlich des
Streiks erfolgt ſei. Die Kommuniſten hatten einen ähnlichen
Antrag eingereicht und verlangten darüber hinaus Bezahlung der
Streiktage ſowie ſofortige Auszahlung einer Wirtſchaftsbeihilfe
von 50 Mk. für jeden ſtädtiſchen Arbeiter. Woher die Mittel zur
Bezahlung dieſer je 50 Mk. genommen werden ſollen, war in dem
Antrag leider nicht geſagt.

Oberbürgermeiſter Rive Lehnte die Dringlichkeit der von den
beiden Linksfraktionen geſtellten Anträge ab. Jrgendeine Er-
klärung könne er im Augenblick nicht abgeben, da die Stadt Halle
als Mitglied des Kommunen-Arbeitgeberverbandes nicht berechtigt

Um dieſelbe Zeit fänden in
Magdeburg Verhandlungen ſtatt, deren Ergebnis für den Magi-
ſtrat bindend ſei. Weiter ſtellte Herr Oberbürgermeiſter Rive feſt,
daß in Halle die Techniſche Nothilfe“ nirgends eingegriffen hätte.

Jn der ſich nunmehr entſpinnenden längeren Geſchäfts
ordnungsdebatte wies unſer Genoſſe Schaumburg auf
das Unhaltbare in der Stellungnahme des Magiſtrats hin. Die
Behandlung, die der Stadtverordnetenverſammlung zuteil würde,
ſei ihrer einfach unwürdig. Die Gasvergiftungen, die in der
Bur ſtraße ſich ereigneten und die ganz zweifellos mit dem Ge
meindearbeiterſtreik im Zuſammenhang ſtänden, weil nicht fach-
männiſch vorgebildete Leute an den Schäden Sherumgedoktert

hätten, kämen ſicherlich auf das Konto der ablehnenden Stellung-
nahme der Verwaltung, Notſtandsarbeiter zu beſchäftigen. Alle
Bemühungen unſerer Redner, der Genoſſen Müller und
Dürrfeld, waren erfolglos. Herr Rive blieb bei ſeiner Er
klärung. Die bürgerlichen Stadtverordneten kuſchten willig. Da
für verlangte aber der Magiſtrat die Anerkennung der Dringlich-
keit einer von ihm eingebrachten Vorlage betreffend die Neu-
beſetzung der durch den Tod des Stadtbaumeiſters
Lammers freigewordenen Stelle. Es war ganz ſeppſtverſtänd-lich, daß ſich die Linke gegen eine ſolche Pelalunk ganz ent-
ſchieden wehrte.

Das Kollegium wandte ſich ſodann der Beratung der von der
tetzten Sitzung übriggebliebenen, von den verſchiedenſten Frak-
tionen eingebrachten Anträge zu. Die Kommuniſten verlangen
in einem Antrage, daß die von den Erwerbsloſen geleiſtete Arbeit
nicht mehr als Pflichtarbeit ausgeführt werden ſoll, ſondern zu
tarifmäßigen Sätzen bezahlt werde. Nach einigen Erklärungen
des Stadtrats Velthuyſen, der auf die beſtehenden geſetzlichen
Vorſchriften hinwies, wurde der Antrag gegen die Stimmen der

sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands, Ortsverein Halle

Am Donnerstag, dem 30. Oktober, abends 8 Uhr
im „Volkspark“ (großer Saal)

Erſte öffentl. Wäühlerverſommlung.

Der Führer der ſozialdemokratiſchen Fraktion des
Preußiſchen Landtages

Ernſt Heilmann (Berlin)
ſpricht über das Thema:

„Repuhlit ver Monarchie
Mit dieſer Verſammlung eröffnet die Sozial
demokratiſche Partei Halles den Wahlkampf.
Parteigenoſſen, agitiert für recht ſtarken Beſuch.
Frauen und Männer erſcheint in Maſſen.

Sozialdemokraten und Kommuniſten abgelehnt.
weiſe konnten ſich auch die „Arbeitervertreter“ des Bürgerblocks
nicht dazu aufſchwingen, für eine ſolche ſelbſtverſtändliche Forde

fang einzutreten h tStadtv. Kilian (K
an, um den bereits am 2. Juni ringebrachten Antrag betreffend

Maßnahmen der Regierung gnläöslich der Veranſtaltungen

Merkwürdiger-

a ePD.) ſetzte dann zu einer längeren Rede

am 11.
zu begründen. Die Stadtverordn mmlung habe die Pflicht,
dafür zu ſorgen, daß ſo etwas wie an 11. Mai hier in Halle
nicht wieder eintrete. Auf die Frage, ob es wahr ſei, daß Ober-
bürgermeiſter Rive ſich in einem Schreiben an den Miniſter
Severing gewandt habe mit dem Erſuchen, ſowohl den „Deutſchen
Tag“ als auch die kommuniſtiſche Gegenkundgebung zu verbieten,
antwortete Herr Rive, der inzwiſchen den Saal wieder betreten
hatte, kurz und trocken: „Niemals! Geben Sie ſich weiter keine
Mühel!“ Herr Kilian war durch dieſe Antwort ganz aus dem
Konzept geraten. Der übrige Teil ſeiner faſt einſtündigen Rede
beſtand aus den bekannten, aus dem „Goſſenkampf“ hinlänglich
bekannten Angriffen auf die SPD., die „Partei der Noske- und
Haarmänner“. Dieſe erbärmlich demagogiſchen und lügneriſchen
Behauptungen veranlaßten unſere Fraktion, ſich ebenſo wie der
größte Teil der Bürgerlichen außerhalb des Sitzungsſaales zu
begeben, ſo daß Herr Kilian ſein Wahlmaterial faſt nur vor
ſeinen Fraktionskollegen vortrug. Daß dies Vorgehen nur Wahl-
zwecken diente, geſtand der Redner ſelbſt ein, indem er betonte,
das Ergebnis der Ausſprache ſolle für die KPD. bei den Aus-
einanderſetzungen in den kommenden Wahlwochen entſprechend
ausgenutzt werden. Zur Debatte meldete ſich nur der national-
ſozialiſtiſche Spitzenkandidat Mundt, der die Erklärung abgab,
die Nationalſozialiſten hätten ſich erſt dann an der Veranſtaltung
am 11. Mai beteiligt, als feſtſtand, daß ihr erhabener Führer
Exzellenz Ludendorff in Halle erſcheinen werde. Die Kommuniſten
ſrerrten Mund und Augen auf, als ihr völkiſcher Kamerad zum
Gegenhieb ausholte und den Antrag ſtellte, die Stadtverordneten-
verſammlung möge den Polizeibeamten, die an dieſem Tage in
Halle ihre Pflicht getan hätten, ihren beſonderen Dank aus-
ſprechen. Für die Verwundeten und die Hinterbliebenen des im
Kampfe bei Böllberg gefallenen Sipowachtmeiſters- Hartung
ſolle ein angemeſſener Geldbetrag aus ſtädtiſchen Mitteln zur
Verfügung geſtellt werden s wirkte außerordentlich komiſch,
als der völkiſche Redner die Aufforderung an die Verſammlung
richtete, ſich zu Ehren des gefallenen Sipobeamten von den Plätzen
zu erheben.

Gegen die Stimmen der ganz verblüfft dreinſchauenden Kom-
muniſten wurde der deutſchvölkiſche Antrag auf Bewilligung der
Gelder angenommen. Unſere Genoſſen beteiligten ſich nicht an
der Abſtimmung.

Hierauf kam es wieder zu einem kleinen
Zuſammenſtoß mit dem Vorſteher,

der der Forderung, zur Beratung der von der Linken geſtellten
Anträge ſofort eine neue Sitzung einzuberufen, abſolut nicht
ſtattgeben wollte und ſich erkühnte, im altpreußiſchen Unter-
offizierston die ganze Verſammlung anzuſchnauzen. Da zur
Stellung eines ſolchen Antrages nur ein Drittel der Stimmen
notwendig iſt, wurde mit den Stimmen der Sozialdemokraten und
Kommuniſten beſchloſſen, die Anträge betreffend den Gemeinde-
arbeiterſtreik in einer noch in dieſer Woche ſtattfindenden
außerordentlichen Sitzung zu beraten. Unverſtändlich bleibt uns,
daß ſich auch nicht ein einziger Stadtverordneter fand, der ſich
dieſen anmaßenden und arroganten Ton verbat, den Herr Buſſe
in der offenbaren Abſicht, ſeine Ungeſchicklichkeit und Unkenntnis
zu verbergen, auch bei dieſer Gelegenheit wieder anſchlug.
Ein Geſuch um völlige Aufhebung der Beherbergungsſteuer

überraſcht hatte. Es handelt ſich um die Anträge betreffend die
Freigabe der Kleinwohnungen aus der Zwangswirtſchaft,

die freie Bewirtſchaftung der möblierten Wohnungen und die
Abberufung des Leiters des Wohnungsamtes Profeſſor Hein.
Herr Thier, der Hauptmatador der halliſchen Haus- und Grund
beſitzer, las eine halbe Stunde lang Artikel aus der „Haus und
Grundbeſitzerzeitung“ vor, um die Berechtigung der Hausbeſitzer-
forderungen nachzuweiſen. Nach einigen Erklärungen des Magi-
ſtratsvertreters Stadtrat May nahmen die Hausbeſitzer alle ihre
Anträge zurück, was eine ſchallende, durch das ganze Haus
dröhnende Heiterkeitsſalve auslöſte. Die Angelegenheit iſt ſo
delikat, daß wir uns morgen mit ihr noch ganz beſonders be
ſchäftigen werden.

Genoſſe Petersdorff begründete hierauf den in der letzten
Sitzung bereits geſtellten und im Sitzungsbericht wörtlich wieder
gegebenen Dringlichkeitsantrag auf
Gewährung von Naturalien an Arbeitsloſe und Kriegsbeſchädigte
in Form von Kohlen. Genoſſe Petersdorff wies darauf hin, daß
die Zahl der Arbeitsloſen immer noch eine außerordentlich hohe
ſei, obwohl zugegeben werden müſſe, daß in letzter Zeit infolge
der Auswirkung des Dawes-Gutachtens eine merkliche Beſſerung
eingetreten ſei. Wir hätten aber immer noch 500 ausge
ſteuerte Erwerbsloſe in Halle, die nicht wüßten, wovon
ſie eben ſollten. Wie groß das Elend ſei, werde gekennzeichnet
durch die zunehmende Zahl der bettelnden Kinder. Die Arbeits-
loſigkeit werde noch verſtärkt, wenn der Magiſtrat etwa auf
ſeinem unerhörten Beſchluß verharren und Maßregelungen anläß-
lich des Gemeindearbeiterſtreiks durchführen ſollte. Das Un-
erhörteſte ſei, daß man dieſen Leuten nicht einmal Gelegenheit
laſſe, wieder Arbeit zu finden. Wir verlangen, daß die Scheine
unter allen Umſtänden abgeändert oder noch beſſer ihnen Ein-
ſtellungsſcheine ausgeſtellt werden. Redner appellierte an das
Menſchlichkeitsgefühl der Stadtverordneten und bat um Bewilli-
gung der Summen, die erforderlich ſind, um den Opfern der
Wirtſchaftskriſe wenigſtens Heizmaterial zur Verfügung zu
ſtellen. Stadtv. Minner (Dem.) erkannte die Berechtigung
dieſer Forderung an und erklärte die Bereitwilligkeit der demo
kratiſchen. Fraktion zur Zuſtimmung, doch dürften dem Magiſtrat
keine bindenden Vorſchriften gemacht werden. Stadtrat May
erklärte, ſeitens des Magiſtrats geſchehe alles, was nur möglich
ſei, um die Lage der in Not Geratenen zu beſſern. Die Beteiligten
hätten aber die Verſorgung mit Naturalien abgelehnt und lieber
Geld gefordert. Die Sätze für die Unterſtützungsberechtigten ſeien
bereits ſeit dem 1. Oktober um 400 000 Mk. überſchritten.
Stadtrat Velthuyſen machte wieder ſehr intereſſante Angaben
über die

Zahl der Erwerbsloſen in Halle,
die in der letzten Woche von 2000 auf 1500 zurückgegangen
ſei. Die Zahl der ausgeſteuerten Erwerbsloſen bewege ſich
zwiſchen 300 und 400. Die größte Mehrzahl würde mit ſtädti-
ſchen Notſtandsarbeiten beſchäftigt. Der Magiſtrat ſei ent-
ſchloſſen, im Sinne des ſozialdemokratiſchen Antrages zu ver-
fahren, doch bitte er, ihm keine genauen Vorſchriften zu machen.

Ein Ergänzungsantrag der Kommuniſten, begründet dur enStadtv. Frennd, wurdesmit 25 gegen en r
ſozialdemokratiſchen Fraktion mit 24 gegen 22 Stimme t
genommen. Dafür ſtimmten von der Rechten nur die vier Völ-
kiſchen.

Stadtv. Hüllemann begründete einen Antrag, den Magiſtrat
um beſchleunigte

Verbeſſerung der Straßenbeleuchtung
in den äußeren, Stadtteilen zu erſuchen. Stadtbaurat Jo ſt ver-
ſprach die Erfüllung dieſer Wünſche und bemerkte, daß in aller
Kürze 100 neue Lampen in Benutzung genommen würden, in
einigen Wochen weitere 60 Laternen. Dieſe Mitteilung wurde
vom Kollegium mit Befriedigung entgegengenommen.

Die Fraktion der Sozialdemokraten hatte einen Dring-
lichkeitsantrag. eingebracht folgenden Wortlauts: „Die
Stadtverordnetenverſammlung wolle beſchließen, einen

Abbau der Gas- und Elektrizitätspreiſe
vorzunehmen. Die in Halle heute noch geltenden Preiſe ſind
gegenüber einer Anzahl von Halle gleichſtehenden Städten viel
zu hoch, und es iſt daher dringend notwendig, daß auch hier eine
Herabſetzung der Preiſe vorgenommen wird.“

Der Antrag wurde vom Genoſſen Schaumburg kurz be-
gründet. Stadtrat Döltz als Dezernent gab die Erklärung
ab, daß die Strompreiſe eigentlich niedriger als im Jahre 1913
ſeien, doch habe er nichts dagegen, wenn der Haushaltsausſchuß
die Frage prüfe, ob eine Herabſetzung der Preiſe möglich ſei. Die
Verſammlung beſchloß demgemäß.

Nach Beantwortung einer kleinen Anfrage der kommuniſtiſchen
Fraktion, warum in. Bad Wittekind keine Moorbäder eingerichtet
ſeien, wurde die Sitzung gegen 834 Uhr geſchloſſen. Auch ſie hat
wieder mehrfach bewieſen, daß trotz Ermangelung einer ſoziali-
ſtiſch-kommuniſtiſchen Mehrheit bei geſchicktem taktiſchen Vorgehen
für die Minderbemittelten manches herausgeholt werden kann.
Befolgten die Herren Kommuniſten weiter die ihnen von ihren
großen Führern Scholem und Frau Gohlke befohlene Taktik und
hielten ſich von den Sitzungen fern, dann wäre der in der ver-
gangenen Sitzung mit nur knapper Mehrheit zuſtande gekommene
Beſchluß auf ſofortige Wiedereinführung der achtſtündigen Ar-
beitszeit in den ſtädtiſchen Betrieben nicht zuſtande gekommen.
Dann wären auch die in der geſtrigen Sitzung wieder nur mit
den Stimmen der beiden Linksparteien und einigen Stimmen der
Rechten beſchloſſenen Hilfsmaßnahmen für die Erwerbsloſen und
Kriegsbeſchädigten unter den Tiſch gefallen. Faſt bei jedem zur
Entſcheidung ſtehenden Antrag offenbart ſich die vollkommene Un-
ſinnigkeit der von der kommuniſtiſchen Parteizentrale ausgegebenen
Weiſungen. Wann endlich wird man von dieſer Wahnſinnstaktik
abkommen? Jedenfalls erſt dann, wenn die den Scholemiten roch
nachlaufenden Arbeiter erkannt haben werden, wohin ſie eigentlich
gehören.

Ortsbezirksverſammlungen der SPD., Ortsverein Halle.
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Heute, Dienstag, den 28. Oktober, abends 8 Uhr finden in alley
Ortsbezirken

Mitgliederverſammlungen
folgenden Lokalen ſtatt:
Ortsbezirk 1: „Volkspark“, Burgſtraße 27

2: „Sportreſtaurant“, Goetheſtraße 26;
„Gewerkſchaftshaus“, Harz 42/44;
Müllers Hotel Magdeburger Straße
Krukenbergſtraße)

(Ecke

Fraktion der Hausbeſitzer die Verſammlung in der letzten Sitzung Frauen

r gwurde vom Vertreter der Gaſtwirte begründet. Bekanntlich iſt Streicher Kleine Klausſtraße 75
dieſer Antrag kürzlich erſt vom Haushaltsausſchuß abgelehnt 6: Anders öäöäg Markt o
worden, weil dieſe Steuer nach und nach abgebaut werden ſoll Leuchte. Wörmlitzer Straße 7;
Nach kurzer Beratung wurde ein Vermittelungsantrag Herold s S: Reſtaurant „Feuerwache Süd“.
angenommen, wonach die Beherbergungsſteuer vom 1. November In allen Verſammlungen wird Stellung genommen zur bevor
an auf 10 Prozent herabgeſetzt werden ſoll ſtehenden Reich stagswahl. Es iſt daher Pflicht aller Ge

Hierauf kamen die Anträge zur Beratung, mit denen die noſſen, dieſe Verſammlungen zu beſuchen. Bringt Eure

mit! Der Vorſtand.

S



eisverzei e und die Wucherpreiſe Die Polizeiver e nie cweth auf die SZuerer der Preisverzeichn ſſe
u.. T., Alte Promenade. Wo anders als in Schweden bieten einn eine rowanhche terte ſo günnigein den Friſchfleiſchverkaufsſtellen a fallen au

alle Lebensmittelhandlungen, denen die Erlaubnis zum Friſchfleiſch
verkauf erteilt iſt. Auch dieſe müſſen die Preistafeln, wie ſie die
Fleiſcher führen, in den Verkaufsſtellen ſo daß ſie von
außen und innen ſichtbar ſind. Zuwiderhandlungen zi
Zurücknahme der Erlaubnisſcheine nach ſich. Die
auf Einhaltung einer Vorſchrift ſind ja ſehr lobenwert. Beſſer wäre
es, namentlich in der jetzigen Zeit, die Polizei kümmerte ſich einmal
darum, ob den faſt täglich ſteigenden Fleiſch und Wurſtpreiſen nicht
mit dem Wucherparagraphen zu Leibe gegangen werden kann.

Volkshochſchule. Der Kurſns von Dr. S
ebenſo die Arbeitsgemeinſchaften von Priv.-Doz. Dr. Mulertt in
Spaniſch und Portugieſiſch müſſen für dieſes Semeſter abgeſagt
werden. Herr Breitrück wird ſeine Vorträge An der Schwelle des
19. Jahrhunderts“ nicht am Mittwoch. ſondern am Donnerstag von
9 bis 10 Uhr halten. Herr Univ.Lektor Dr. Wittſack kann aus be
ruflicheu Gründen nur ſeinen Mittwochkurſus über Strindberg (Be
ginn Mittwoch den 5. November) durchführen.

Die Glatze als Reklamefläche. Jm „Berliner Tageblatt“ leſen
wir folgendes Jnſerat: „Vermiete meinen Hinterkopf als
Reklamefläche. Kein Scherz, ſondern Ernſt! uſchriften
unter uſw.“ Es iſt begreiflich, daß jemand, der ſich t iſt,
nichts Brauchbares im Kopf zu haben, wenigſtens die äußere Schale
ſeines Hirnkaſtens nutzbringend verwendet. Aber weshalb ſich auf
den Hinterkopf beſchränken? Es gibt doch noch andere umfang-
reiche Körperflächen, die ſich für Reklamezwecke eignen? Nament-
lich die politiſchen Parteien ſollten ſich für die Wahlkampagne dieſe
Verwendungsmöglichkeiten nicht entgehen laſſen. Nationaliſtiſche
Plakate gehören unbedingt auf die Bauch- und Magengegend,

doch früher oder ſpäter dahin geführt werden.
Das neue Ortsklaſſenverzeichnis. Der Amtliche Preußjiſche

Preſſedienſt teilt mit: Nach einer Verordnung des Reichsfinanz-
miniſters wird den Beamten im Reich mit Wirkung vom l. No-
vember 1924 auf Grund eines neuen Ortsklaſſenverzeichniſſes ein
anderweitig bemeſſener Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß) ge-
zahlt. Für die preußiſchen Beamten und Angeſtellten wird die
glei Regelung getroffen.

reitod eines Arbeitsinvaliden. Am Sonntag gegen 4 Uhr
nachmittag vergiftete ſich ein 63 jähriger Schriftſetzer in ſeiner Wohnung
Große Wallſtraße durch Einnehmen von Zyankali. Der ſofort hin-
zugezogene Arzt konnte nur noch den eingetretenen Tod feſtſtellen.
Die Leiche wurde nach dem Getraudenfriedhof überführt. Wie feſt
geſtellt, ſoll der Lebensmüde ſchon einmal einen Verſuch unternommen
haben. freiwillig aus dem irdiſchen Jammertal zu ſcheiden.

Zuſammenſtöße. Geſtern vormittag fuhr in der Merſeburger
Straße ein Motorwagen der Fernbahn Halle-- Merſeburg von hinten
gegen einen Laſtkraftwagen als dieſer einem Handwagen auswich.
Hierbei wurde an dem Straßenbahnwagen die vordere Plattform
ſtark beſchädigt und alle Scheiben zertrümmert. Perſonen ſind nicht
verletzt worden. Am Sonnabendabend ſtieß in der Merſeburger
Straße ein Perſonenkraftwagen gegen zwei vor dem Gründſtück 58
ſtehende Handwagen. Ein Handwagen wurde erheblich be'chädigt.
während der andere vollſtändig zertrümmert wurde. Sonntag früh
ſtießen vor dem Grundſtück Poſtſtraße 2 ein Radfahrer und eine
Radfahrerin zuſammen. Verletzt wurde niemand.

Schlägereien. Der Polizeibericht meldet: Am 26. Oktober ent-
ſtand gegen 5 Uhr nachmittags in der Gr. Ulrichſtraße zwiſchen
Angehörigen des Stahlhelms und des Reichsbanners infolge gegen
ſeitiger Anrempelungen eine Schlägerei, bei der zwei Perſonen am
Kopf und im Geſicht verletzt wurden. Es entſtand eine Menſchen-
anſammlung von etwa 500 Perſonen, die zerſtreut wurde. 11 Teil-
nehmer an der Schlägerei wurden feſtgenommen. Am 25. Ok-
tober, nachmittags, wurde in der Straße Brunoswarte ein 20jäh-
riger Arbeiter im Verlaufe eines Wortwechſels von einem gleich-
altrigen Arbeiter mit einem Meſſer über das linke Auge geſtochen,
wodiürch eine klaffende Wunde entſtand. Nach Anlegung eines
Notvexbandes wurde der Verletzte in ſeine Wohnung gebracht.
Jn der Nacht zum 27. Oktober wurde bei einer Schlägerei auf dem
Marktplatz ein Tiſchler erheblich am Kovfe verletzt, ſo daß er be
wußlos zuſammenbrach. Er wurde mit dem Krankenwagen der
Klinik zugeführt

Halliſches Cheater- und Kunflgven.
Stadttheater. Heute, Dienstag, 776 Uhr: „Der Zigeunerbaron“.

Mittwoch: „Othello“. Donnerstag: „Undine“. Freitag: Erſt-
aufführung von Strindbergs „Wetterleuchten“. Sonnabend: „Die
neugierigen Frauen“. Sonntag: „Der Zigeunerbaron“.

Volksbühne. Das diesjährige 1. Symphoniekonzert findet am
Montag, dem 17. November, 8 Uhr abends, im großen „Volkspark“-
Saal ſtatt. Ausgeführt wird das Konzert vom geſamten Stadt-
theater- Orcheſter unter Leitung des Generalmuſikdirektors Erich
Band. Zum Vortrag gelangt: Schittings, Grntefeſt aus „Moloch“;

Strauß. Konzert für Waldhorn; Beethoven, Symphonie
Nr. 1, C-Dur. Karten im Vorverkauf (1 Mk. einſchließlich Kleider-
ablage, in der Geſchäftsſtelle, Brüderſtraße 14.

Philharmonie. Für das nächſte Philharmoniſche Konzert konnte
einer unſerer berühmteſten Geiger, Prof. Joon Maneén verpflich-

Prof. Manén wird außer einem Mozart-Konzert ſein
ſpaniſches Violinkonzert ſpielen, mit dem er ſoeben in Paris einen
großen Erfolg errang. Der Verkauf der wenigen verfügbaren

o worden RM 1

mühungen

Fum und Kleine Däühne.

Möglichkeiten für den Kurbelmann, eine ſolche Leiſtung wie im Film
„Göſta Berling“ zu vollbringen So iſt denn das Auge ſtändig

bannt von ſtets wechſelnden zauberhaft ſchönen Bildein, Die
ndlung nach dem berühmten Roman der Selma Lagerl t

leichſalls eine Fülle feſſelnder Joronnge Um den ſchönen Titel
lden entſpinnt ſich ein Kampi der mit ſeiner Häufung von Begeben

eiten und Schickſalen zu tiefſinniger Betrachtungsweiſe geradezu
herausfordert. Es iſt keine Frage, daß der Film als Ganzes eine
Meiſterleiſtung darſtellt. die natürlich hier wie anderwärts größte
Anziehungskraft ausüben und volle Anerkennung finden wird. b

Kabarett „Rakete“. Wie wir erfahren, iſt es der Direktion der
„Rakete“ gelungen, eine der bedeutendſten und berühmteſten Kräfte
am deutſchen Brettl für ein vierwöchiges Gaſtſpiel in Halle im
November zu verpflichten. Es iſt dies der Philoſoph und Dichter
Dr. Allos, der ſich ſelbſt an einem kleinen Reiſeharmonium be
gleitet Seine geiſtreiche packende Kunſt ſteht ſo hoch über denn,
was man ſonſt unter Brettlkunſt verſteht, iſt fern jeder Erotik und
hat ſich Aufgaben geſtellt, die alle Kreiſe des deutſchen Volkes
intereſſieren. Beſonders intereſſant iſt, daß ſich hinter dem
Künſtlernamen „Dr. Allos“ eine dem Geſellſchaftsleben Halles
früher ſehr naheſtehende Perſönlichkeit verbirgt, in welcher viele
Hallenſer mit freudigem Erſtaunen einen alten Bekannten er-
kennen werden.

Kochs Künſtlerſpiele Halle ſteht bezüglich der Darbietungen
allen Großſtädten gleich Ein Beweis dafür liegt bei den Kabarett-
Unternehmungen Ein Senſations- Gaſtſpiel vom Dienstag bis ein
ſchließlich Freitag. den 31. Oktober, der weltberühmten Attraktion
„Adorse Villany“, die Pariſer Nackttänzerin, in ihrer piycho-drama-
tiſchen Tanzſzene „Venus im Pelz“, nach der bekannten Novelle von
Sacher Maſoch und einem Ballet-Divertiſement der Wiener Staats-
oper. Dieſe ſeltene Bühnenkraft erzielte überall ausverkaufte Häuſer,
ſo daß den viertägigen Kunſtgenuß niemand verſäumen ſollte. Einen
beſonderen Hinweis verdient auch das konkurrenzloſe Attraktions
November- Programm. Alles Nähere iſt aus den Jnſeraten erſichtlich.

Gaſtwirtſchaft Zoologiſcher Garten. Heute, Dienstag, abend
8 Uhr findet der dritte moderne Tanz-Sport-Abend ſtatt. Muſi?
ausgeführt von der erſten halliſchen Tanz-Sport- Kapelle (à la
Wenſtrap). Siehe Anzeige.

Ueber die Berberlöwen, die Kapitän Alfred Schneider in den
nächſten Tagen im UfaTheater „Walhalla“ vorzuführen gedenkt,
ſchreibt der „Artiſt': Alfred Schneider. Ein unerreicht ſchneidiges
Vorbild an Mut und Leiſtungsenergie. Der Bändiger par Exoellence
mit dem weichen, tierlieben Herzen, den eiſernen Nerven und dem
ſtählernen Auge. Sein Thron ols Löwenkönig blieb unberührt von
dem großen Dynaſtiengewackel Die wackere Genoſſin ſeiner Arbeit
im Käfig der 19 Löven, dem „Salon des Löwenbändigers“, die einſt
Cake-Walk tanzende, bravoureuſe Miß Marcella, reichte dem
einzigen Kapitän ihre zarte Hand zum Lebensbunde. Alfred Schneider,
erſtlich Architekt, dann Sportsmann, um die Jahrhundertwende
europäiſcher Rennmeiſter, erſann und prodnzierte als erſter La fléche
humaine“, führte die erſten Löwen vor das Filmobjektiv und hat bei
über einhundert Weißwandwerken mit ſeinen pielſicheren Rieſenkatzen
mitgemimt. Seine gigantiſche Meute zählt heute ſchon die impo-
nierende Schar von 50 Löwen, die dem hervorragenden Dreſſeur und
denen dieſer immer größeren Weltruhm ſichern wird.

Hus der Provinz.
Unterbezirkskonferenz Raumburg-Zeitz- Weißenfels
Auch der Unterbezirk Naumburg-Zeitz- Weißenfels hielt am

Sonntag eine Parteikonferenz ab, die in Zeitz ſtattfand. Wie in
den anderen Unterbezirken bildeten die Reichstags und Landtags
auflöſung den Grund zur Einberufung der Konferenz. Jn dem
einleitenden Referat beſchäftigte ſich Genoſſe Bergholz (Zeitz)
ausführlich mit den letzten politiſchen Vorgängen und den Plänen
unſerer Gegner. Der Wahlkampf wird ein Machtkamvf. Der
Kampf der KPD., Völkiſchen, Volkspartei und der Deutſhnatto-
nalen richte ſich einzig und allein gegen die SPD., deswegen müſſe
der Kampf von uns mit voller Schärfe geführt werden. De
7. Dezember müſſe den Sieg der Demokratie bringen. Wenn wir
das nicht erreichen, dann kommt der Zwölfſtundentag, dann kommt
mit dem Zolltarif der Hungertod.

Jn der ausführlichen Debatte, die nun einſetzte, zeigte es ſich,
daß alle Redner vom Willen zum Siege beſeelt waren. Es folgte
dann die Aufſtellung der Kandidaten, die dem Bezirksparteitag
vorgeſchlagen werden ſollen. Beſchloſſen wurde, dem Bezirks-
parteitag wieder zwei Kandidaten für die Reichstagsliſte vorzu-
ſchlagen, und zwar die Genoſſin Wackwitz (Weißenfels) und
den Genoſſen Dietrich (Zeitz) für den Preußiſchen Landtag
drei Genoſſen, und zwar den Genoſſen Heinzelmann
(Streckau), Genoſſin Röpert (Halle) und Genoſſen Frenzel
(Kayna).

Zeugen geſucht.
Bei der Bannerweihe der Ortsgruppe Weißenfels am 19. Oktober

iſt es leider zu Zuſammenſtößen zwiſchen Reichsbannerleuten und
Völkiſchen gekommen. Es war erſichtlich, daß dieſe Zuſammenſtöße
von den Völkiſchen provoziert waren. Nichtsdeſtoweniger verſuchen

Karten hat bei Hothan begonnen. ſie jetzt den Spieß umzukehren, was auch aus einer kleinen Anfrage
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hervorgeht, die die Deulſchnationale Fraftion im Preußiſchen Landtag
einzubringen h AnsVchlach dieſer Vorfalle durch rechts

einer einſeitigen Ausſchlachtung dieſer Vorfälle durch rechtsrot ite Elemente eegiſch dende i entgegentreten zu können,

bitten wir alle en und Beobachter von irgendwelchen Zwiſchen
fällen am 19. Oktober in Weißenfels den beobachteten Tatbeſtand in
Wer t ter Form an unſeren Kameraden Holzapfel, Halle

aale). Mühlweg 44 a zu laſſen. Wir bitten beſonders
ie Kameraden welche Verletzungen duxch See mit ſtumpfen
affen. wie Gummiknüppeln, Slöcken, Schlagringen uſw. erhalten

haben, ſich zu melden, ebenſo diejenigen welche bei den Zuſammen
ſtößen den rechtsradikalen Organiſationen Waffen abgenommen haben.

e

Merſeburg. Theaterverein. Der letzte Spielabend deßTheatervereins“ war wieder ſehr gut beſucht. Die Operette Der
Zigennerbgron“ hatte in Fred Jars als Dirigenden eine vortreffliche
Leitung. Jm erſten Akt koynte das Zuſammenſpiel mit den Dar
ſtellern ein beſſeres ſein. Erich Franz Otto als Sandor Barinfay
in der Titelrolle war gut, guch Fritz Löſſl als Kalman Zſupan be-
friedigte. Liesl Keſſler Deutſch als Safft war ausgezeichnet. Toni
Mahler (Czirpa) hatte als alte Zigeunerin eine viel zu junge
Stimme. was mitunter recht „grotesk“ wirkte. Der Reſt iſt Schweigen.

Merſeburg. Großfeuer in Kötſchau. Am Sonntagmittag
brach in einer Feldſcheune bei Kötſchau ein großes Feuer aus Es
ioll durch Kinder verurſacht worden ſein, die mit Streichhölzern

eſpielt haben. Sie hatten ein Büſchel Stroh angebrannt, ein Wind-ſo kam und im Nu ſtand die Scheune in hellen Flammen. BVie in
die benachbarten Dörfer flogen die alühenden Strohhalme. Die
Feuerwehren aus den umliegenden Dörfern rückten ſchnell beran,
aber ſie konnten nicht Herx des Feuers werden. Bis in. die Nacht
rin loderte das Feuer. Die Scheune brannte bis guf die Mauern
nieder.

Paſſendorf Gemeindevertreterſitzung. Die hieſige Ge-
meindevertretung tagte am 24. Oktober und hatte folgende Tages
ordnung zu exrledigen. An Stelle des zum Gemeijndevorſteher bzw.
Schöffen gewählten Genoſſen Bedau und Malermeiſter Fricke
wurde der Genoſſe Pabſt und Frau Barthmann als Gemeinde-
vertreter eingeführt und vom Vorſitzenden durch Handſchlag verpflichtet.
Außer einer Rechnungskommiſſion, einer Bau- und Wegekommiſſion
wurde eine Sportkommiſſion gewählt, un deren Beſetzung ſich die
Kommuniſten als ſtärkſte Fraktion nicht beteiligten. Entweder folgten
ſie hierbei früherer Weiſung. oder ſie handelten in Konſequenz ihres
Verhaltens in der vorigen Sitzung, wo ſie der Gemeinde durch Ab-
lehnung des Etats die Mittel verweigerten und dadurch das Recht
verwirkten, ſich praktiſch an irgendeiner Gemeindearbe'nt zu beteiligen.
Angenehmer und leichter iſt es allerdings, den unverantwortlichen
Kritiker zu ſpielen, als ſich über das Wohl und Wehe der Gemeinde-
alieder den Kopf zu zerbrechen Für die Wohnungskommiſſion ſollen
Hausbeſitzer- und Mieter-Organiſation hinnen zwei Wochen der Ge-
meindeverwaltung Vorſchläge machen. Ferner wurde beſchloſſen, die
Gemeindevertreterſitzungen mit Tagesordnung ortsüblich bekannnt zu
geben. Der hieſigen Feuerwehr wurden die Mittel zu 150 Meter
Druckſchlauch bewilligt und dem Gemeindevorſteher aufgegeben, ſollen
es die Finanzen der Gemeinde geſtatten und ein Zuſchuß der Lund-
feuerſozietät zu erlangen ſein, eine Vorlage vorzubereiten, an Estelle
der ſchadhaft gewordenen alten Steigleitern eine fahrbare mecha niſche
Leiter anzuſchaffen. Die an dem Kanal in der Halleſchen Straße
beteiligten Hauswirte ſollen aufgefordert werden, binnen zwei Wochen
mitzuteilen, wie ſie den unhaltbaren Zuſtänden am Sammellrunnen
des Kanals abhelfen wollen. Dieſelben bilden in geſundeitlicher
Hinſicht eine Gefahr und muß unter allen Umſtänden Adhilfe ge
ſchaffen werden. Mit 7 gegen 4 Stimmen wurde dann deſchloſſen,
daß die den Gemeinde-Sportplatz benutzenden Sportvereine eine
Jahrespauſchale von je 10 Mark zu entrichten haben. Jm übtigen
wurde das von der Gemeindeverwaltung vorgelegte Sportplatz ſtatut
einſtimmig angenommen. Einſtimmig beſchloſſen wuxde, die Mit-
gliedſchaft beim Krüppel-Fürſorgeverein der Provinz Sachſen wieder
aufleben zu laſſen unter Zahlung eines Jahresbeitrages von 25) Mark.

Sangerhauſen. Ehrung eines Hochverräter Für
die Geſinnung eines Teils unſerer Bürgerſchaft zeugt eine am
Sonntagnachmittag im Café Kolditz ſtattgefundene Kundgebung
von Anhängern Ludendorffs und Hitlers. Hauptmeznn a. D.
Mathy gab ſich die redlichſte Mühe, aus dem Hochverräter Hitler
einen Nationalheiligen zu machen. Zum Schluß erlaubte ſich die
e nlnng den Scherz, die Freilaſſung dieſes Prntſchiſten zu
fordern. z

Sangerhauſen. Der tolle Hund, über deſſen Anfälle auf
Perſonen und andere Hrnde wir geſtern berichteten, iſt nach einer
Meldung der „Sangerhäuſer Zeitung“ bereits am Freitagmorgen im
Barbaroſſawerk getötet worden. Von ihm droht Leine Gefahr mehr.
Dagegen iſt größte Vorſicht gegenüber tollwutperdächtigen Hunden
am Platze. Die über einen Teil des Kreiſes verhängte Hundeſperre
iſt daher auch nur eine zu begrüßende Maßncyhme.
Vitterfeld. Raubüberfall. Jn der Nacht vom Freitag zum
Sonnabend wurde am nahen Stakendorfer Buſch zwiſchen Staken-
dorf und Heideloh ein Raubüberfall ausgeführt. Einer Handels-
frau, die gewohnheitsmäßig mit einem frewden Geſchirr ihre Heim-
fahrt antrat, raubten zwei Männer einen Betrag von zirka 200 Mkt.,
nachdem ſie ihr den Mund mit Knebeln geſtopft hatten. Nach der
Art des Vorganges und des Verhaltens der Beteiligten liegen Ver-
dachtsmomente vor, ſo daß man glaubt, den Tätern ſchon auf der
Spur zu ſein.

Greppin.

r

Poſtagentur. Am 15. Oktober d. Js. iſt das hieſige
Poſtamt in eine Poſtagentur umgewandelt worden.

Die eiſerne Flut.
(Ein Metaliarbeiterroman.)
Von Paul Täumel (Halle).

II. Teii.
63 (Nachdruck verboten.)Es wurde dunkler. Jm Wagen noch ſchneller, als draußen.
Gepäck und die Waffen wurden hin- und hergerückt, um Platz zu
ſchaffen. Ein jeder machte den Verſuch, trotz des beſchränkten
Raumes, zum Schlaf ſich ein wenig auszuſtrecken.

Um Mitternacht riefen Hornſtöße zum Verlaſſen der Wagen.
„Hannöverſch-Münden“ hieß der neue Ort, an dem man hielt. Es
gab Nudeln mit Rindfleiſch. Dann ging die Fahrt weiter. Der
erwachende Morgen zeigte ihnen Hohenlimburg. Herrlich war das
Lahntal; bei Koblenz überquerte man den Rhein. Weiter ging es,
die Moſel hinauf. Jn Trier gab es Mittageſſen. Am ſpäten Nach-
mittag kroch der Zug hoch über einem Städtchen. „Fentſch“ hatte
man kurz vorher geleſen. Unten winkten enthuſiaſtiſch die
Menſchen.

Jetzt muß gleich die Grenze kommen,“ ſagte jemand im Wagen.
Es gab verſchiedene, die ſchon das zweite- und drittemal dieſe
Fahrt ins Feld mitmachten. Die Neuen ſahen ſich ſchweigend an.

„Dann fährt der Zug auf dem linken Gleiſe,“ ließ ſich wieder
die Stimme vernehmen.

Plötzlich ertönte in den erſten Wagen des Transportzuges lauter
Lärm. Er pflanzte ſich raſch durch die anderen fort. Die Urſache
war ein Zug, der aus entgegengeſetzter Richtung kam, und voller

er Gefangener war. Das gab eine Zeitlang Geſprächs

Es wurde überhaupt plötzlich ſehr ſtill unter ihnen.

franzöſiſch
ſtoff ab.
Vorbeifahren glaubte geſehen zu haben.

Plötzlich zeigte jemand erſtaunt ausrufend zum rechtsſeitigen
Fenſter hinaus. Dort zeigte ſich das andere Schienenband. Man
fuhr alſo links. Unbemerkt war die Grenze vaſſiert worden.

„Sieh doch dort! Dieſe ſonderbaren Häuſer,“ rief ein anderer.
Als man näher kam, merkte man erſt, daß es halbe Ruinen

der
ſchen in Fentſch, an die ackernden Landleute in der Rheingegend,

Jeder erzählte faſt mit Wichtigkeit, was er im raſchen

waren. das Dach war zum Teil verbrannt, die Fenſteröffnungen
ohne Scheiben.

„Die Gegend ſcheint ſo ſonderbar menſchenleer zu ſein,“ meinte
Nebenmann zu Kloſe. Er dachte dabei an die winkenden Men

an das Leben auf den kleinſten Bahnhöfen in Deutſchland. Hier
wendete ſich kein Geſicht dem davoneilenden Zuge zu.

„Seht nur! Die erſten Gräber!“
Waren das wirklich Gräber mit Kreuzen darauf? Mitten auf

den Feldern? Der Tag neigte ſich ſchon wieder dem Ende zu,
Das man konnte es in der Dämmerung nicht genau unterſcheiden. Die

Augen brannten fragend ineinander.
Die Fahrt ging immer langſamer weiter. Oefter hielt der Zug

auf freier Strecke. Die Dunkelheit nahm zu.
„Jn Feindesland!“ flüſterte Kloſe vor ſich hin. Er ſtarrte nach

den Gehölzen hinüber, die ſich ungepflegt an den flachen Hängen
zu Tal drängten. Verſchloſſen, ſtumm, ja drohend lagen ſie da.
Und doch hatte durch ihre grüne Pracht im Frühling früher das
Lachen geklungen.

Jetzt ſchienen ſie zu fragen: „Was wollt ihr hier?“
Die Menſchen im Zuge wurden müde. Den meiſten fielen die

Augen zu. Am wohligſten tat das, wenn der Zug, und war es
noch ſo kurze Zeit, hielt. Diesmal dauerte es ſogar recht lange.

Ach, wie ſchön wäre es jetzt: Schlafen.
Aber es wurde ans Fenſter geklopft:

„Alles ausſteigen! Mit ſämtlichem Gepäck.“
Man wollte es zunächſt nicht glauben. Das war ſo ganz un-

militäriſch. Doch es wurde ernſt. Schimpfend ſtieg man aus, nach-
dem man notdürftig Gepäck und Waffen zuſammengefunden hatte.
Der Boden, auf den man trat, war feucht. Teilweiſe ſank man
mit den Stiefeln ein.

„Verflucht! Hier hat es wohl gerenqnet?
nichts im Dunkeln!“ ärgerte ſich ein anderer.

Kloſe ſah intereſſiert nach dem Nachthimmel. Es ſchimmerten
nur vereinzelt einige Sterne. Aber jeden Augenblick huſchte ein
heller Schein darüber, wie von fernem Wetterleuchten. Jn der Luft
lag ein unangenehmes und unregelmäßiges Dröhnen.

„Ein Gewitter fann das unmöglich ſein,“ ſprach er leiſe wieder
zu ſich ſelbſt. Doch während ſein Mund dieſe Worte noch formte,
r Herz ihm ſchon längſt die Wahrheit Das iſt das Tor
zur Hölle

Man ſieht ja gar

Als ſich die Ausgeſtiegenen einigermaßen rangiert hatten, ſetzte
man ſich in Marſch. Rechts und links tauchten Häuſer auf.
Schmutz auf dem Wege wurde tiefer. Von allen Seiten hörte man
laute Rufe. Es ging leicht bergan.

„Ein putziges Dorf!“ meinte Kloſes Nebenmann. „Die Men-
ſchen alle wach, ein tolles Treiben in der Nacht und nirgends ſiehſt
du ein Licht.“

Kloſe, der ſeine Ausbildungszeit ohne ſchwere Gedanken über-
wunden hatte, er wollte ja dabei geweſen ſein, um mitreden zu
können, wurde jetzt ſehr ernſt. Er faßte ſeinen Nachbar am Arm,
da er deſſen Hand nicht gleich fand.

„Wir wollen uns nicht belügen: Es geht in die Schlacht!
uns zuſammenſtehen.“

Des anderen Fuß ſtockte einen Augenblick, da trat ihm ſchon der
Hintermann auf die Hacken. Doch dann fanden ſich die Hände in
einem wortloſen Druck.

Als die Truppe das Dorf hinter ſich hatte. ſchlug der Nachtwind
den Marſchierenden kalt ins Geſicht. Der Weg ging jetzt ganz all
mählich abwärts. Er war furchtbar holperig, denn der ſcharfe
Wind hatte den Straßenkot gefrieren laſſen.
Jetzt ſah es auch ein jeder deutlich: Der ganze Horizont vor
ihnen bildete ein flackerndes Meer unzähliger Blitze, deren jeder
einen eigenen, dumpf grollenden Donner nach ſich zog. Eine un
heimliche rieſengroße Maſchine ſchien mit ſchreckhaftem Gepolter
dort in Bewegung geſetzt zu ſein.

Und der Menſchenhaufen marſchierte willenlos darauf zu, bereit,
ſich hineinzuſtürzen, wie die Motte in das Licht. Der gefrorene
Straßenſchlamm ließ die einzelnen ſtolpernd aneinanderſtoßen.
Unter der Laſt des Gepäcks fingen ſie an zu ſchwitzen. Ein ſchweres.
Gefährt kam ihnen entgegen, ſein Licht erhellte ſtrahlend den Weg,
blendete ihnen aber auch die Augen. Schimpfend näherte man ſich
ihm; als man aber das Rote Kreuz entdeckte, ſchwieg man betreten
ſtill. Es barg ja Menſchen, die in Schmerzen ſich wanden und in
Schmerzen noch froh waren, der Qual da vorn entgangen zu ſein.

Das iſt der Sturm auf Verdun.“ Kloſe war es, der dieſe ſechs
Worte langſam fallen ließ.

„Was werden uns die nächſten Tage wohl bringen fragte eine
Stimme neben ihm.

„Nimm dich mehr in acht und ſtoße mich nicht immer!
mich ja faſt in den Straßengraben!“ murrte ein dritter

Der
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(Fortſetzung folgt.
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Wittenberg. Hundetollwut. Durch einen tollwütigen Hund
ſind auf dem Gehöfte eines Landwirts in Ploſſig ſieben

Diti h dent erregte r r gebiſſen worden.urden zur ärztlichen BehändlungInſtitut nach Berlin gebracht. ötlich dandiung in das Boſtenr

Kemberg. Erhängt hat ſich der Viehhändleihn in den Tod getrieben hat, iſt betannt ndler Panvier

Liebenwerda Sang und klanglos Das „LiebenwerdgerKreis latt“ ſchreibt Kleſer Tage hat der eines Amtes enthobene

Bürgermeiſter Dr. Geuting ſang- und klanglos unſere Stadt ver
laſſen und ſeinen Wohnſitz wie es heißt, nach Elſterwerda verlegt.
Zwar iſt das Diſzip. narverfahren gegen den Bürgermeiſter immernoch nicht zum Abſchluß gekommen, aber aus der reiwilligen Ver
legung ſeines Wohnſitzes darf man wohl den Schluß ziehen, daß der
Bürgermeiſter ſelbſt ſeine Sache als verloren anſieht. Das Diſzi
plinargericht hatte Ende Auguſt auf Entlaſſung des Bürgermeiſters
Dr. Geuting ohne Penſion erkannt. Der Bürgermeiſter hat dann
von ſeinem Recht des Einſpruches Gebrauch gemacht wodurch er ſich
die Weiterzahlung des halben Gehaltes bis zur endgültigen Ent-
ſcheidung, die bedauerlicherweiſe noch immer nicht gefällt iſt, geſichert
hat.“ Dem Scheidenden wird niemand eine Träne nachweinen.
Aber wie lange ſoll der Mann noch ſein halbes Gehalt weiter be-
ziehen Das Geld iſt für die Armen der Siadt beſſer zu verwenden.

Bockwitz. Die Mitgliederverſammlung am Freitag
befaßte ſich mit der Reichstagsauflöſung und nahm zu der zum
Sonntag nach Falkenberg rinberufenen Unterbezirkskonſerenz
Stellung. Zum Delegierten wurde Genoſſe Thiemann be-
ſtimmt. Weiter wurde beſchloſſen, in nächſter Zeit einige öffent-
üche Wahlverſammlungen abzuhalten.

»J--———wdbjgqud ccc.

Mansſeder Lande.
Eisleben, den 28. Oktober

Unterbezirkskonterenz Mansfeid.
In der Unterbezirkskonferenz, über deren Verlauf wir geſtern

bereits kurz berichteten, hielt Genoſſe Franz Peters (Halle) ein
ausführliches Referat über die bevorſtehenden Neuwahlen zum
Reichstag. Anknüpfend an die Wahl am 4. Mai, ging er auf die
Zielr der Rechtsparteien ein, deren Veſtreben es ſei, eine Wieder
herſtellung der politiſchen Verhältniſſe vor dem 9. Nov, 1918 herbei-
zuführen. Dazu ſei ihnen jedes Mittel recht, und ſelbſt die Zu-
ſtimmung zu dem Dawes- Gutachten entſprang nur dem Drange,
an die Regierungsmacht zu kommen, um von den Miniſterſeſſeln
aus die nationaliſtiſchen Pläne zu unterſtützen. Beſonders ſei es
ihnen um die Laſtenverteilung zu tun, die das Londoner Abkommen
erfordere. Schonung der Reichen und weitere Belaſtung der Armen
ſei eins der Ziele, die die Deutſchnationalen und auch die Deutſche
Volkspartei erſtreben. Das deutſche Volk habe es am 7. Dezember
in der Hand, dieſe Pläne zuſchanden zu machen.

Genoſſe Chriſtange beſchäftigte ſich dann in längerer Rede
mit den Aufgaben, die dem neu zu wählenden Preußiſchen Landtage
zufallen. Wenn auch die Geſetzgebunng des Landtags nicht den
Rang einnehme, die der Reichstag beſitze, ſo ſei doch die Vertretung
der Arbeiterſchaft im Landtag nicht weniger wichtig. An vielen
Beiſpielen wies der Redner das nach. Insbeſondere müſſe erreicht
werden, daß das Jnnenminiſterdum in Preußen in der Hand
Severings verbleibe, denn ſo viel ſtehe feſt, daß die Beſetzung dieſes
Miniſteriums mit der Perſon eines Deutſchnationalen eine Drang-
ſalierung aller fortſchrittlichen Elemente, die nicht monarchiſtiſch
geſinnt ſind, bedenten würde. Auch die Schule ſei einer noch größe-
ren Beengung ihres Fortſchritts ausgeſetzt, wenn der Preußiſche
Landtag eine regktionäre Mehrheit erhält.

Jn der fich an die beiden Referate anknüpfenden regen Aus-
ſprache wurden von den einzelnen Delegierten zahlreiche An-
regungen und Wünſche vorgebracht, die ſich auf die Wahlagitativn
bezogen. Es kam bei allen Rednern zum Ausdruck, daß man ſich
nicht durch Siegeszuverſicht in Sicherheit wiegen laſſen dürfe, ſon
dern daß die größten Anftrengungen gemacht werden müßten, umr
den Sieg der Sozialdemokratie zu einem glänzenden und die
Niederlage der Rechtsparteien und der Kommuniſten zu einer ver-
nichtenden zu geſtalten.

Die dann folgende Aufſtellung von Kandidaten zur Reichstags-
und Landtagswahl brachte das von uns bereits geſtern gemeldete
Ergebnis.

Als Delegierte zum Parteitag wurden die Genoſſen Kohl und
Strauß (Eisleben) gewählt. Letzterer verzichtete zugunſten des
mit faſt ebenſoviel Stimmen unterlegenen Genoſſen Scholl z
(Helbra), damit außer Eisleben auch ein anderer Ort auf dem
Parteitag vertreten ſei.

Der Geſchäftsbericht des Unterbezirksvorſtandes, den Ge
noſſe Böttge erſtattete, mußte infolge der I
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Zeit kurz gefaßt werden. Ergängt wuroen ote nusfuhrungen ves
Genoſſen Böttge noch durch ſolche des Sekretärs Genoſſen Jänicke
und des Kaſſierers Genoſſen Beſſer. Wenn auch die Kaſſen
verhältniſſe des Unterbezjrks jnfolge der ter us trauxigen Ein-
e rhaltniſe r hieſigen Arbeiterſchaft keine glänzenden
ſind, e eigte der Bericht andererſeits, daß die Partei auch in den
Der elder Landen ſtetig im Aufſchwung begriffen iſt. Ein kurzer
Bericht des Genoſſen Egeling über die Jugendbewegung zeigte
ein ähnliches Bild.
Nach dem Geſchäftsbericht, dem keine Ausſprache folgte, wurde
die Neuwahl des Unterbezirksvorſtandes r
genommen. Es wurden gewählt: 1. Vorſitzender Pinkowſki,
2. Vorſitzender 84 aubrecht, 1. Kaſſierer Beſſer, 2. Kaſſierer
Weber, 1. Schriftführer Winkler 2. Schriftführer Böttge,
als Beiſitzer die Genoßen Kohl, Gajewſki, Vecker, Jahn
und Arndt. Genoſſe Böttge, der bisherige 1. Vorſitzende, kann
dieſen Poſten nicht weiter bekleiden, da er jetzt in Teutſchenthal,
alſo nicht mehr im Vorort des Unterbezirks, ſeinen Wohnſitz hat.

Eine längere Ausſprache über die Preſſe, deren Bedeutung
im Wahlkampfe Genoſſe Wielepp (Halle) einleitend hervorhob,
bildete den Schluß. der Konferenz. Verſchiedene Beſchwerden und
Wünſche der Parteigenoſſen wurden zur Kenntnis genommen und
ſollen berückſichtigt werden. Notwendig iſt es aber auch, daß die
Genoſſen die Parteipreſſe durch rege Mitarbeit und Werbung neuer
Leſer unterſtützen.

Gewerklchaftsbewegung.
Keichsindexziftern und Gewerkſchaften.

Vom ADGB. wird uns geſchrieben: Der Lohnpolitiſche Aus-
ſchuß des ADGB. und Vertreter des Afa-Bundes nahmen am 23.
urid 24. Oktober in einer Sitzung eingehend Stellung zu den vom
Statiſtiſchen Reichsamt veröffentlichten Meßziffern der Lebens-
haltungskoſten. Jn ſteigendem Maße ſetzt ſich auch in Kreiſen der
Unternehmervertreter die Erkenntnis durch, daß die reichsamtlichen
Jndexberechnungen große Fehlerquellen enthalten, die veranlaſſen,
daß der amtliche Jndex nicht einwandfrei die Verſchiebungen der
Lebenshaltungskoſten zeigt, ſondern beträchtlich hinter der tatſäch-
lichen Verteuerung der Lebenshaltung zurückbleibt. An zahlreichen
Beiſpielen wurde bewieſen, daß andererſeits in der amtlichen ver
gleichenden Statiſtik der Durchſchnittslohn der einzelnen Berufe
viel zu hoch angeſetzt iſt. Es entſteht dadurch in der amtlichen
Statiſtik ein falſches und irreführendes Bild von Höhe und Kauf-
kraft der zurzeit gezahlten Löhne. Das Fehlen objektiver Meß-
ziffern muß die Auseinanderſetzungen zwiſchen Arbeitnehmern und
Arbeitgebern erſchweren und die Konflikte weſentlich verſchärfen.
Es wurde ein kleinerer Arbeitsausſchuß eingeſetzt, der bereits in
den nächſten Tagen mit dem Statiſtiſchen Reichsamt und dem
dieſem beigegebenen paritätiſchen Jnder- Ausſchuß verhandeln ſoll,
um eine einwandfreie und objektine Grrechnung der Meßziffern
für die Lebenshaltungskoſten her führen.

Weiter nahm der Lohnpolitiſche usſchuß Stellung zu der
ſteigenden Teuerung und den dadurch notwendigen Lohnausgleichen.
Die Aktion der Regierung zur Senkung der Warenpreiſe hat dank
der unverantwortlichen Selbſtſucht weiter Unternehmerkreiſe völlig
Schiffbruch erlitten. Die zu einer Preisſenkung beſtimmten Re-
gierungsmaßnahmen werden ſkrupellos benutzt, den Unternehmer-
und Händlergewinn zu ſteigern. Das Ergebnis iſt lediglich eine
ſteigende Verteuerung der Lebenshaltung. So wenig die Regie-
rung die Auſwärtsbewegung der Preiſe hindern kann, ſo ſehr
widerſtrebt ſie ebenſo wie die Unternehmer dem Drängen der Ar-
beiter nach einem entſprechenden Ausgleich der Löhne. Der Arbeit-
nehmer ſoll um der „Wirtſchaft“ willen ſeine an ſich ſchon un-
zureichenden, weit hinter der Vorkriegszeit zurückgebliebenen Real-
löhne durch die Teuerung noch weiter entwerten laſſen. Die Ver-
handlungen ließen keinen Zweifel darüber, daß ſowohl die Re-
gierung wie die Unternehmerverbände ganz klar darüber ſein

müſſen, daß, wenn ſehr tiefgehende Erſchütterungen der deutſchen
Wirtſchaft vermieden werden ſollen, ein entſprechender Lohn-
ausgleich herbeigeführt werden muß. Nachdem von den Zwangs-
eingriffen der Regierung in der Preisbildung keine Preisſenkung
zu erwarten iſt, kam allgemein zum Ausdruck, daß die ruhige Ent-
wicklung der deutſchen Wirtſchaft ſtark gefährdet werden muß, wenn
ſich die Unternehmer und die ſtaatlichen Schlichtungsbehörden noch
länger gegen einen notwendigen Lohnausgleich ſträuben.

mMiiteldeutſcher Braunkohlenbergbau.
Die von den Tariſvertragsparteien für den Braunkohlenbergbau

eingereichten Forderungen auf Lohnerhöhung wurden von den Unter-
nehmern abgelehnt. Zur Beilegung der Lohnſtreitſache iſt das Arbeits

4miniſterium angerufen worden.

e S

er Mtegs ſpruch uber qie Gemeingearveiterrioyne.
Die von dem Schlichter für das mitteldeutſche Schlichtungsgebiet

berufene ytungskammer hat in Sachen der Gemeindearbeifer-
löhne und Lohngruppeneinteilung folgen (im Auszug bereits
mitgeteilten Schiedsſpruch gefällt:

Lohnklaſſen: III III V V VI VIIVIII IXalter Auguſtlohn: 61 43 40 868 586 84 29 26 25
neuer Lohn f. Septbr.: 54 46 48 41 89 86 80 27 26
O rtoterlohn 57 49 45 48 40 88 829 29 27Novemberlohn: 650 47 44 42 40 68 680 259
Hausſtandsgeld: 8 8 8 58 8 8Kindergeld: 9 s a 8 8Novemberlohn für einen Verheirateten

mit einem Kinde: G 56 68 60 48. 4606 39 36 44

Erhöhung der Eiſenbahnerlöhne abgelehnt.
Die Verhandlungen über die Erhöhung der Eiſenbahnerlöhne mit

der Hauptverwaltung der Deutſchen Reichsbahn ſind am 27. Ok-
tober ergebnislos verlaufen. Zunächſt entrollte ein Vertreter
der Finanzverwaltung ein Bild der Finanzlage des Eiſenbahn-
betriebes. Dieſe ſei keineswegs ſo roſig, wie man im allgemeinen
annehme. Er verwies auf die Belaſtung des Betriebes durch die
Reparationsleiſtungen. Die Einnahmen ſeien ſehr gering. Selbſt
das Herbſtgeſchäft ſei ungünſtiger ausgefallen, als man annehmen
konnte. Daraus ergebe ſich die Notwendigkeit, die Ausgaben ein
zuſchränken. Eine allgemeine Lohnerhöhung ſei nicht möglich, zu-
mal die Eiſenbahnerlöhne einen Vergleich mit den Jnduſtrielöhnen
durchaus auszuhalten vermöchten. Von den 450 000 Arbeitern der
Reichsbahn hätten etwa 400 000 ebenſo hohe oder höhere Löhne alsdie Inbuſtriearheiter, Die Reichsbahn könne den Vormarſch

auf dem Lohngebiet (17) nicht antreten. Mit Ausnahme
örtlicher Nachprüfungen könne nichts zugeſagt werden.

Die Gewerkſchaftsvertreter übten ſcharfe Kritik an dieſen Dar
legungen. Der Jnduſtrielohn könne nicht maßgebend ſein. Die
Jnduſtrie habe keine acht Lohngruppen wie der Eiſenbahnbetrieb,
keine ſo hohen Spannungen und auch keine zehntägige Lohnzahlung.
Jm übrigen konnten die Gewerkſchaften nachweiſen, daß zum Teil
der Jnduſtrielohn über dem Eiſenbahnerlohn liegt. Auch die Kom-
munen zahlten im allgemeinen höhere Löhne. Die Gewerkſchaften
verwieſen auf den Schiedsſpruch für Mitteldeutſch-land, der den Gemeinde arbeitern eine Lohnzulage von
8 Pfennig pro Stunde, auf drei Monate verteilt, zugeſprochen habe.
Die Not des Eiſenbahnperſonals ſteige ins Unerträgliche. Die
Koſten der Lebenshaltung ſeien nicht mehr zu beſtreiten. Der zu
nehmenden Verelendung müſſe unter allen Umſtänden Einhalt ge-
boten werden. Es ſei unbegreiflich, daß die Eiſenbahnverwaltung
nicht einmal den Ausgleich ſchaffen wolle für den ſeit der letzten
Lohnerhöhung um 12 Punkte geſtiegenen Reichsindex. So fehler-
haft und mangelhaft auch dieſer Jndex ſei, es müſſe verurteilt
werden, daß eine Stelle auf die andere warte. Das Reichsfinanz-
miniſterium vertröſte die Staats- und Reichsarbeiter bis zur Rege
lung der Eiſenbahnerlöhne, während die Eiſenbahnverwaltung
andererſeits ihre Arbeiter auf die zukünftigen Jnduſtrielöhne ver-
tröſte.

Die Verwaltungsvertreter erwiderten. daß die Kommunen höhere
Löhne zahlen könnten, weil ſie keine Rückſicht auf das allgemeine
Wohl nehmen. Was ſie zahlen. holen ſie wieder heraus, und nicht
zuletzt aus der Arbeiterſchaft ſelbſt. Die Eiſenbahn müſſe jedoch
eine andere Taktik verfolgen. Jm übrigen ſei eine neue Aktion
vorbereitet für einen Abbau der Preiſe. Die Verwaltung erkenne
die Not wohl an, habe auch den Willen, etwas zu tun, es fehle aber
an dem Können.

Die Gewerkſchaften erklärten dazu, daß die 300 Millionen Mark,
die infolge der Tarifermäßigung der Eiſenbahnkaſſe im
Jahre verloren gingen, nichts weiter bedeuten, als eine Liebes
gabe an das Privatkapital. Kein Menſch im Lande
glaube noch an einen Preisabbau, wenn nicht eine andere Wirt-
ſchafts- und Steuerpolitik getrieben werde. Der Eiſenbahnbetrieb
hätte alle Urſache, ſein Perſonal anſtändig zu bezahlen und lei-
ſtungsfähig und arbeitsfreudig zu erhalten. Man müſſe- dir Neber-
zeugung gewinnen, daß einzig und allein das Privatkapitalekvin
mandiere und die Eiſenbahnverwaltung ihm willig Folge leiſte.
Das Perſonal müſſe dabei jedes Jntereſſe am Betrieb und am
Staat verlieren. Demnach müßten die Gewerkſchaften an einer
allgemeinen Zulage feſthalten. Sie würden alles aufbieten, das
zu erreichen.
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R Awihſche kekauntmachunger

Die Reichstags- und Landtagswahlen
finden om 7. Dezember ſtatt. Die Wähler
liſte vom 4. Mai wird zugrunde gelegt.
Perſonen, die ſeit dem 4. Mai das Alter
von 20 Jahren erreicht haben, wollen ſich
im Burcan VIII, Gr. Berlin 1I, in der
Zeit vom 31. Oktober bis einſchl. 7. No-
vember in den Stunden von 8-12 und
3—6 Uhr, Mittwoch und Sonnabend von
8-—12 Uhr mit Ausweispapieren melden,
damit deren Eintragung in die Wähler-

liſte erfolgt. 10929

10925

Henkel's beliebtes Bleſch-
t mm aufw.

S
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Das prachtvoliste Schneeweiß
zeigt jede Wäsche, die mit Sil behandelt ist.

NMEIIIEXELEIIIIIIIIXXIIIIIIIIXals Zusatz zur Seifenlauge gebraucht, ersetzt die umständliche Rasenbleiche.

Halle, den 27. Oktober 1924.
Der Magiſtrat.

Helbra P
Alle Einwohner von Helbra, welche

ein Pflegekind aus einer anderen Ge-
meinde zu ſich nehmen wollen, haben vor-
her die Erlaubnis hierzu beim Gemeinde

vorſteher einzuholen. Zuwiderhandlungen

verden beſtraft. 1674Helbra, den 27. Oktober 1924.
Der Gemeindevorſteher.
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Krankenkaſſenambulatorien.
Vor einem Jahre entbrannte zwiſchen Krankenkaſſen und

Aerzten der große Kampf, der auch heute noch nicht beendet iſt. Die
Krankenkaſſen haben inzwiſchen in Berlin 30 Ambulatorien zur
Behandlung ihrer Patienten eingerichtet. Wie man ſich auch zu
der Frage der jetzigen Betreuung der Ambulatorien ſtellen mag
notwendig iſt es jedenfalls, vom Standpunkte der Sozialhygiene
zu ihr Stellung zu nehmen; handelt es ſich doch um eine Ein
richtung, die auf die Geſundheit der Bevölkerung von bedeutendem
Einfluß iſt.

Durch das Geſetz iſt den Krankenkaſſen, die in Deutſchland
ungefähr 27 Millionen Verſicherter zu verſorgen haben, die Pflicht
auferlegt, für die ärztliche Behandlung ihrer Mitglieder zu ſorgen.
Die Krankenkaſſen ſind natürlich verpflichtet, mit den von ihnen
aufgewandten Geldſummen möglichſt gute Leiſtungen zu erzielen,
andererſeits aber in jeder Beziehung wirtſchaftlich bei der Ver
wendung ihrer Mittel umzugehen. Man kann daher auch den
Krankenkaſſen nicht das Recht abſprechen, die erforderlichen Lei-
ſtungen, die der ärztlichen Behandlung dienen, gegebenenfalls
auch in eigener Regie zu beſchaffen, wenn die hierfür getroffenen
Einrichtungen eine gute und wirtſchaftliche Arbeit garantieren.
Freilich wird dieſe e von einem großen Teil der Aerzte-
ſchaft entſchieden bekämpft, da ſie der Meinung iſt, daß auf dieſe
Weiſe die Ausübung jeglicher ärztlicher Praxis von der Haltung
der Krankenkaſſenvorſtände abhängig gemacht werden könnte. Eine
derartige Meinung iſt aber nicht haltbar, wenn entſprechende
Vereinbarungen getroffen werden, wie ſie Genoſſe Profeſſor Dr.
Chajes kürzlich in einem Vortrage der Berliner Geſellſchaft für
öffentliche Geſundheitspflege treffend kennzeichnete.

Bei der Einrichtung von Krankenkaſſen-Ambulatorien wird ein
großer Teil der Aerzte feſt angeſtellt und tritt in eine Art Be
anitenverhältnis zu den Krankenkaſſen. Der hauptamtliche
Ambulatoriumsarzt iſt wirtſchaftlich abſolut ſichergeſtellt und für
ſeine ſpätere Lebenszeit durch Penſionsberechtigung geſchützt. Das
ſind große Vorteile für die Aerzteſchaft, namentlich wenn man be-
denkt, daß heutzutage die alten Aerzte, die ja für eine Neu
einſtellung mit Penſionsberechtigung nicht mehr in Betracht
kommen können, infolge des Krieges und der mißlichen Wirt-
ſchaftsverhältniſſe teilweiſe in ſchwere Not geraten ſind.

Die Auswahl der Ambulatorienärzte erfordert natürlich die
größte Sorgfalt Nicht nur eine gute mediziniſche Ausbildung und
Erfahrung iſt notwendig, es muß auch auf eine ſozialhygieniſche
Einſtellung geſehen werden. Freilich iſt es zu dieſem Zwecke er
forderlich, daß der an den Univerſitäten immer noch arg ver-
nachläſſigte Unterricht auf dem Gebiete der ſozialen Hygiene und
Volksgeſundheitspflege endlich weiter ausgeſtaltet wird. Genoſſe
Profeſſor Dr. Chajes hält es für richtig, daß die Auswahl der
Aerzte grundſätzlich im Benehmen mit den ärztlichen Organiſa-
tionen erfolgt.

Die Dienſtanweiſung für die Tätigkeit der Ambulatorienärzte
muß von einer Kommiſſion von Sachverſtändigen, ſowohl Aerzten
wie Kaſſenleitern, ausgearbeitet werden; jede Bevormundung oder
Beei fluſſſing der ärztlichen Berufstätigkeit iſt aber unter allenn Ken zu vermeiden. Auch für völlig unparteiiſche Schieds-
et die bei Streitigkeiten, Beſchwerden oder Beſtrafungen

angerufen werden können, muß geſorgt werden. Es iſt irrig,
anzunehmen, daß hauptamtlich angeſtellte Ambulatorienärzte
dieſer Art etwa minder gute Leiſtungen vollbringen würden als
frei praktizierende Aerzte. Da könnte man auch behaupten, daß
alle hauptamtlichen Kommunal- und Fürſorgeärzte oder die
Krankenhausärzte den praktiſchen Aerzten nicht gleichwertig
wären. Davon kann ja aber gar keine Rede ſein.

Jn den Ambulatorien werden die Patienten zunächſt einmal
geſichtet. Es ſoll den Patienten aber frei ſtehen, im Ambulatorium
einen beſtimmten Arzt, der ſie vielleicht dort ſchon betreut hat
und den ſie kennen, aufzuſuchen, um von ihm Rat und Hilfe zu
holen. Bedeutungsvoll iſt es, daß im Ambulatorium Gelegenheit
geſchaffen wird, den Patienten gegebenenfalls ſofort einem
Spezialarzt überweiſen zu können, der dort ſeine Sprechſtunde
abhält. Auch Beratungen zwiſchen den einzelnen Aerzten, die im
Ambulatorium amtieren und verſchiedene Spezialitäten beherr-
ſchen, können zum Nutzen des Patijenten ſofort herbeigeführt
werden.

Die Unterſuchungsmethoden ſind heutzutage immer kompligierter
geworden, und der ſorgfältig urteilende Arzt bedarf vieler Appa-
rate und Jnſtrumente, die er ſich oft nicht zu kaufen vermag oder
aber nicht in entſprechender Weiſe genügend ausnutzt. Gute
Röntgenapparate würden veiſpielsweiſe in einem Ambulatorium
in viel wirtſchoftlicherer Weiſe ihre Verwendung finden, und die
Krankenkaſſen wären in der Lage, ganz beſonders gute, für die
Feſtſtellung der verſchiedenen Krankheiten hervorragend brauchbare
Apparate anzuſchaffen. Ein weiteres Aufgabengebiet, auf dem
die Ambulatorien zu arbeiten hätten, iſt das der Begutachtung und
vertrauensärztlichen Nachunterſuchung. Jn gut eingerichteten
Ambulatorien ſind die Mängel des jetzt beſtehenden Nachunter
ſuchungsverfahrens (Fehlen der Apparatur) mit einem Schlage
beſeitigt. Jn Zweifelsfällen iſt auch eine ſofortige Zuziehung der
erforderlichen Spezialärzte möglich, ſo daß der Kranke nicht durch
weitere Unterſuchungen und Laufereien beläſtigt wird.

Der vielbeſchäftigte Kaſſenarzt weiß aus eigener Erfahrung,
wieviel koſtbare Zeit ihm durch allerlei Schreibwerk genommen
wird. Jn den Ambulatorien iſt es ein Leichtes, die Schreibarbeiten
und allerlei kleine techniſche Arbeiten den Aerzten abzuncehmen
und vom Hilfsperſonal erledigen zu laſſen. Ambulatorien, die von
erſtklaſſigen Aerzten geleitet werden, bieten auch eine hervor-
ragende Möglichkeit der Ausbiſldung und Fortbildung von Aerzten,
während der frei praktizierende Arzt nur in ganz ſeltenen Fällen
fich einen Aſſiſtenten hölt, deſſen Ausbildung im übrigen oft eine
recht fragwürdige iſt.

Die Ambulatorien können bei einer entſprechenden guten Orga-
niſation eine Fundgrube wichtigen Materials auf dem Gebiete
der mediziniſchen Krankenkaſſen-Statiſtik von großer Wichtigkeit
werden. Wichtige Auffſchlüſſe würde die Behandlung in den Ambu-
latorien für' die Frage der wirtſchaftlichen Bedeutung der einzel-
nen Krankheiten geben können. Wir wiſſen zwar, was zum Bei-
ſpiel die Tuberkuloſe in wirtſchaftlicher Beziehung für Opfer an
Volksvermögen erfordert. Für viele Erkrankungen iſt dies aber
noch nicht bekannt, und doch ſpielt dieſe Frage eine große Rolle,
weil ja die Ausgaben für vorbeugende Maßnahmen durch die
Krankenkaſſen davon abhängt.

Venn t die e Ambulatorien ihre Aufgaben auf mediziniſchem und
ſozialhy iſchen n Gebiet erfüllen und einen Fortſchritt bedeutenſollen, dann muß ihr Mrztematerial ein vorzügliches ſein. Die
reni gende Anzahl derart qualifizierter Aerzte wird ſich aber nur
t finden laſſen, wenn Aerzteſchaft und Krankenkaſſen nicht
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Die Vorſtellung vom eltuntergang.
Meſſiasgedanke und Jenſeitsglaube. Perſiſche Einflüſſe auf aſe religöſen

Anſchauungen in Judentum und CLhriſtentum.
Ueber die Wandlung, die der Meſſiasgedanke im Volke der

Juden durchgemacht hat, berichtet Profeſſor Art hur Drews,
der bekannte Karlsruher Philoſoph, in ſeinem veuen, bei Eugen
Diederichs (Jena) erſchienenen Werk „Die Entſtehung des Chriſten-
tums“, in dem er ſeine bekannte Theorie, daß Chriſtus nicht ge
lebt habe, aufs neue diskutiert, und gegen ſeine wiſſenſchaftlichen
Gegner verteidigt. Jn dem gedankenreichen Werk, das Freund und
Gegner mit Gewinn leſen werden, findet ſich neues und hochbedeut-
ſames Material, das die Zuſammenhänge zwiſchen Judentum und
Chriſtentum und die Entwicklung der religiöſen Vorſtellungen
der Juden vom Jenſeits in neuem Licht zeigt. „Der Gegenſatz
einer gegenwärtigen Unheilszeit und einer zu erwartenden Heils-
zeit mußte“, ſo führt Drews aus, „im Lauf der hiſtoriſchen Ent
wicklung und mit dem Eindringen fremder Vorſtellungen in die
jüdiſche Gedankenwelt ſeinen irdiſch- politiſchen Charakter immer
mehr verlieren und ſich zu dem kosmologiſchen Gegenſatz zweier
einander entgegengeſetzter Weltzeitalter oder Aeonen, von Dies-
ſeits und Jenſeits, von Zeit und Ewigkeit, erweitern. Phanta-
ſtiſche Vorſtellungen von ungeheuren Todeszuckungen der gegen
wärtigen alten und ebenſo ſchrecklichen Geburtswehen der neuen
Welt tauchen auf und wurden im Judentum ebenſo lebendig, wie
ſie ſchon lange zuvor die Gemüter der Babylonier, Perſer und
Aegypter geängſtigt hatten. Die ganze Natur wird in ihren Tiefen
aufgewühlt werden. Entfetzliche Krankheiten und Hungersnöte
werden die Menſchen heimſuchen. Die Frauen werden aufhören
zu gebären, die Sterne ihren Glanz verlieren und aus ihrer Bahn
geraten. Schreckliche Vorzeichen werden am Himmel auftreten.
Auf Erden wird der Aufruhr aller gegen alle ausbrechen. Aus
ihrer Verborgenheit werden die Dämonen hervorbrechen und un
gehindert auf der Erde umherſchreiten. Sie werden ſich unter der
Anführung des oberſten der böſen Geiſter zum Kampf gegen Gott
und deſſen himmliſche Heerſcharen rüſten. Der Teufel wird die
Herrſchaft über die Welt an ſich reißen. Alsdann wird auf dem
Höhepunkt dieſes furchtbaren Weltdramas der Höchſte auf dem
Richterthron, umgeben von Myriaden ſeiner Engel, mit den ge-
öffneten Buchrollen und der Wage in der Hand, erſcheinen und
das Jüngſte Gericht über alle Geſchöpfe eröffnen.“

Natürlich, daß in dieſer Beleuchtung auch der Meſſias ein neues
Ausſehen gewann. Die Vorſtellung eines irdiſchen Herrn und
Königs, wie die Propheten ſie in den Vordergxund gerückt hatten,
des politiſchen und nationalen Erretters Jſraels aus der Gewalt
ſeiner Unterdrücker, trat zurück und wandelt ſich mehr und mehr
in diejenige eines überweltlichen Herrſchers um, der, ausgerüſtet
mit der ihm von Gott verliehenen Machtvollkommenheit, vom
Himmel auf die Erde herabkommt. Jetzt ſtellte man ihn ſich als
ein engelartiges Weſen vor, das, als Anführer der Sterngeiſter,
nicht mehr mit irdiſchen, ſondern mit himmliſchen Mächten, mit
Engeln und Dämonen kämpft. Man ließ ihm am Gericht Gottes
teilnehmen oder auch wohl ſelbſt das Gericht über die Mächtigen
der Erde und über die böſen Engel vollziehen und danach als
Friedensfürſten und König des Paradieſes unter einem neuen
Himmel auf einer neuen Erde über auserwählte ſelige Geiſter
herrſchen. Und mit dieſer Vorſtellung vom Jüngſten Gericht und
dem jenſeitigen Zukunftsreich ging die Annahme einer Auf-

erweckung der Toten Hand in Hand, ein zweifellos der perſiſchen

Religren entlehnter Gedanke, wenn er auch, wie Baudiſſin ver-
mutet, durch die altſemitiſche Vorſtellung von einem Lebendigſein
der Gottheit, das den Tod überwindet, und die Erfahrung des
ſterbenden und wiedererwachenden Naturlebens den Boden vor-
bereitet gefunden haben mag.

Wie fremd der Gedanke einer Auferſtehung der Toten urſprüng-
lich den Juden war, zeigt der Prediger, der ſich über die „neu-
meodiſche Phantaſterei“ ſpöttiſch ußerrt. Die Pſalmen, Sprüche
und Jeſus Sirach wiſſen noch nichts von einer ſolchen. Wohl aber
verteidigt die Weisheit Salomos den Gedanken der Auferſtehung
und des Jüngſten Gerichts kraftvoll gegen alle Zweifel der ſo-
genannten Gottloſen.

Und nun greift dieſe Vorſtellung auch in Paläſtina immer
weiter um ſich. An ihr ſcheiden fich die Phariſäer, die an die Auf-
erſtehung glauben, von den Sadduzäern einerſeits, die dieſen Ge-
danken, wie alle metaphyſiſchen und phantaſtiſchen Zukunftshoff-
nungen, verwerfen und denjenigen andererſeits, die unter dem Ein
fluß der griechiſchen Philoſophie und ägyptiſcher Lehren zwar die
Seele nach dem Tod ein ewiges Leben in gutem oder ſchlimmem
Sinne erwerben laſſen, aber eine fleiſchliche oder körperliche Auf-
erſtehung abweiſen. Und wieder ſind es perſiſche Gedanken, wenn
man fich den Aufenthaltsort der Frommen in der neuen Welt
als Paradies oder Gottesgarten vorſtellt, wenn man die Zu
ſtände der Urzeit ſich der in der Endzeit erneuern läßt, von einem
„himmliſchen Jeruſalem“ fabelt, das am Ende aller Tage vom
Himmel herabkommen werde, oder wenn man dem Himmel, wo die
Seligen in ewigem Licht und unausdenkbaren Wonnen den Lohn
für ihre Frömmigkeit empfangen, die Hölle als den Ort des Todes
und der äußerſten Finſternis und Qual entgegenſtellt. Dabei ſucht
man den Widerſpruch zwiſchen der irdiſchen und überirdiſchen
Meſſiashoffnung durch die Annahme eines Zwiſchenreiches von
weſentlich irdiſcher Beſchaffenheit auszugleichen. Jn dieſem wird
der von den Propheten geweisfagte Meſſias unter Voranſtellung
des verherrlichten Volkes der Juden herrſchen, bis der Anbruch
des neuen Aeons mit der Auferſtehung der Toten und mit dem
Jüngſten Gericht eintritt und damit erſt das Gottesreich
eigentlichen Sinne anfängt.
Alle ſolche und ähnliche auf den Endzuſtand bezügliche Vor-

ſtellungen waren im einzelnen vielfach ſehr verſchieden vonein-
ander, wenig durchgebildet, höchſt unbeſtimmt, verworren und
widerſprachen ſich zum Teil ſo ſchreiend, daß es unmöglich iſt,
ein klares und einheitliches Bild der jüdiſchen Lehre von der End-
zeit zu gewinnen. Aber darin ſtimmten ſie doch überein, daß ſie
für Offenbarungen (Apokalypſen), geheime Weisheit, ausgegeben
wurden, ähnlich wie gegenwärtig die Phantaſtereien der anglo-
indiſchen Theoſophie und der Anthropoſophie cines Rudolf Steiner.
Und wie in Perſien und Babylon, ſo war die Apokalyptik auch
in Paläſtina und Aeghvten bemüht, mit Hilfe der Aſtrologie
und einer verſchrobenen Zahlenſpekulation den Eintritt des Welt-
endes zu beſtimmen. Sollte doch Gott nach dem Ausſpruch des
Propbeten Joel das Ende durch Wunderzeichen am Himmel und
auf der Erde vorber verkündigen.

mehr im Kampfe einander gegenüberſtehen, ſondern in ihrem eige-
nen Jntereſſe, vor allen Dingen aber zum Nutzen der Verſicherten
und der Volksgeſundheitspflege, Hand in Hand zuſammenarbeiten.
Darin werden viele dem Genoſſen Profeſſor Chajes recht geben.

Künſtliche Gebiſſe für Hunde.
Von einer Neuheit auf dem Gebiet der Tierpflege weiß die „Weſt-

minſter Gazette“ zu berichten. Es handelt ſich um den vollſtändigen
ſeßger les für Hunde. Der Pionier auf dieſem Gebiet iſt Pro-
feſſor Hobday, der Leibtierarzt des engliſchen Hofes. Ein
Hund aus „edler“ Hundefamilie hatte ſeine ſämtlichen Zähne dis
auf ein paar Stumpfe verloren und konnte deshalb nur noch
flüſſige Nahrung zu ſich nehmen. Profeſſor Hobdav zog dem Hund
zunächſt einen Zahnſtumpf aus, von dem er einen Abdruck machte,
um nach dieſem einen neuen Zahn anzufertigen. Nach dieſem
wurde dann ein ganzes Hundegebiß konſtruiert, das dem Hund in
der Thloroform-Narkoſe eingeſetzt wurde. Die Operation war ſo
gut gelungen, daß der Hund mit ſeinen zwei Dutzend neuen Zäh-
nen mit der Eßluſt auch ſeine alte Angriffsluſt' wieder erlangte.
Wie gut die Zähne funktionieren, bewies er damit, daß er ein
Hammelkotelette mit dem Knochen (1) vertilgte. Jn den erſten
Tagen war ihm das Gebiß augenſcheinlich noch unbequem, ſo daß
er es hier und da mit den Pfoten wieder herausſtieß. Bald
aber hatte er ſich von der Nützlichkeit der Sache ſiberzenugt und
freute ſich, wenn ihm das am Abend entfernte Gebiß am Morgen
wieder eingeſetzt wurde. Weitere Nachrichten über den Fortſchritt
der Kur ſind leider nicht mehr zu erhalten, da der Hund mit ſeinem
neuen Gebiß inzwiſchen fortgelaufen und nicht mehr zurüdk-
gekehrt iſt.

Gott ſei Dank!

Engüiſcher humor.
Ein Mann war mit ſeiner Frau und ſeinem vier Monate alten

Säugling in das Schmierentheater einer kleinen Stadt gegangen.
Während des ganzen erſten Aktes der Vorſtellung ſtörte der Säug-
ling durch ſein Geſchrei und wurde ſchließlich ſo läſtig, daß der
Direktor erſchien und dem Mann erklärte, wenn es ihm nicht mög-
lich ſei, das Kind zu beruhigen; müſſe er das Theater verlaſſen.
Das Eintrittsgeld würde ihm dann an der Kaſſe zurückgegeben
werden. Während des zweiten Aktes verhielt ſich indeſſen der
Saugling durcharts muſterhaft. Jm dritten Akt aber langweilteſich der Vater ſo ſehr, daß er. eingedenk des Direktors, ſeiner Frau
zuflüſterte: „Du, kneif' doch das Baby!l“

Eine Großſtädterein, die einen wer Villenbeſitzer auf
dem Lande geheiratet hatte, wurde von ihrerk Mann gefragt, ob
es ihr Freude machen würde, wenn ſie eine eigene Kuh beſäße und
damit immer über friſche Milch verfügen würde. Die junge Frau
ſtimmte freudig zu, und beide gingen ſofort zu einem Bauern, um
eine Kuh zu kaufen. Dieſer lobte eine ganz beſonders als ein
ungewöhnliches Tier, das täglich gut und gern ſeine zehn QuartMilch liefere. Nach kurzem Beſinnen erklärte die Frau: „Das iſt
ja viel zu viel für unſeren kleinen Haushalt; wir brauchen gar
keine ſo große Kuh und wollen lieber ein Kalb kaufen.“

Der hemdwechlel als bolſchewiſtiſches
Werbemittel.

Der Sowäjetgeſandte Rakowſky in London hat kürzlich in einer
Geſellſchaft aus der Schule geplaudert, indem er die Mittel bekannt
gab, die es ermöglichten, dem harten Schädel der ruſſiſchen Bauern
die neuen Jdeen einzutrichtern. Der Muſchik, ſo erklärte Rakow-
ſky, verſteht eine Sache nur, wenn ſie ihm in handgreiflicher An-
ſchaulichkeit bildmäßig klargemacht wird. Jn Würdigung dieſer
beſonderen Geiſtes verfaſſung des ruſſiſchen Bauern haben die Bol-
ſchewiſten mehr oder weniger glaubhafte Geſchichten erfunden,
die ihm die Ungerechtigkeit und Ungleichheit der Behandlung der
verſchiedenen Stände unter dem alten Regime zum Bewußt-
ſein bringen ſollten. Unter dieſen Geſchichten iſt die fol
gende beſonders charakteriſtiſch. Ein Muſchik wuchſelt ſein Hemd
zweimal im Jahre, einmal bei Wintersanfang und zum
anderenmal bei Beginn des Sommers. Ein Koſak nimmt den
Hemdwechſel in jeder Jahreszeit vor, d. h. er wechſelt im Jahr
viermal das Hemd, während ein kleiner Beamter aller 14 Tage,
d. h. vierundzwanzigmal im Jahr das Hemd wechſelt. Bis dahin
war die Sache dem Gehirn des Bauern noch begreiflich. Von
da an aber betritt die Hemdengeſchichte das Gebie! des Unb egreif-lichen. Wie ſoll ſich beiſpielsweiſe ein Muſchik vorſte ellen, daß ein

hoher Beamter ſein Hemd wöchentlich und ein General gar
täglich wechſelt? Und dann erſt die Miniſter, die den Hemd-wechſel vor jeder Mahl zeit vornehmen? „Und was denkſt du,
tat der Zar?“ fragte man den Muſchik, der angeſichts der unend-
lichen Zahl der Hemden, die ein Kaiſer imſtande zu wechſeln ſei,
mit offenem Munde ſprach- und faſſungslos der Frage gegenüber-
ſtand. Dann erklärte der Wanderprediger den Verdutzten, daßder Zar das Hemd jede Minute gewechſelt habe Zwei Offi-
ziere hätten dauernd an ſeiner Seite geſtanden. und während einerdas ausgezogene Hemd übernahm, reichte ihm der andere das neue.
Draſtiſcher kann man in der Tat die Ungerechtigkeit im Klaſſen-
ſtaat nicht veranſchaulichen. Wenigſtens nicht in Rußland. Oder
ſollten die Muſchiks mit dem Zaren nicht Mitleid bekommen?

Das goldene Zeitalter der Jäger. Bewegliche Klagen werden in
Frankreich laut Dort wird das Wild immer ſeltener, während
die Zahl der Jäger von Jahr zu Jahr zuninunt Der Haſe ift,wenn man dieſen Klagen glauben darf, dort ſchon zum Fabeltier
geworden. Die ſo beliebten Rebhühner ſind faſt gänzlich von der
Bildfläche verſchwunden, und die Kaninchen haben allem Anſchein
nach ihre ſprichwörtlich gewordene Fruchtbarkeit eingebüßt. Alle
Jäger ſehnen ſich unter dieſen traurigen Verhältniſſen in die Zeiten
des Plinius zurück, der erzählt. daß die Bewohner der Jnſel
Minorka vom Kaiſer Auguſtus Truvpen erbitten mußten, um der
Kaninchen Herr zu werden. die ihre Bäume und Aecker verwüſteten.
Tarragona iſt, wie Plinius ebenfalls berichtet, faſt gänzlich durch
die unterirdiſche Minierarbeit der Kaninchen zerſtört worden, diedie Gänge zu ihrem Behauſungen unter den Häuſern hindurch
trieben. Das war, ſo ſeufzen die franz ſiſchen Zeitungen, das
goldene Zeitalter der Jäger. Damals gab es freilich weder Pulrer
noch Gewohre.
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